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Vorwort

Drei Jahrzehnte nach der Friedlichen Revolution 
und ein dreiviertel Jahrhundert nach dem Ende der 
nationalsozialistischen Diktatur werden mit sechs 
eng aufeinander abgestimmten Bausteinheften ins-
gesamt 308 Quellen veröffentlicht.

Diese Quellen stammen mit einzelnen Ergänzun-
gen überwiegend aus den Beständen des Landes-
archivs Sachsen-Anhalt und vermitteln einen be-
eindruckenden Einblick in die dichte archivische 
Überlieferung zu den beiden deutschen Diktaturen 
des 20. Jahrhunderts.

Archive bieten mit ihren originalen Quellen einen 
einzigartigen Zugang zur Geschichte, wobei die 
Nutzung am Original in den Lesesälen und für eine 
mittlerweile digitalisierte Auswahl auch über Online-
Angebote erfolgen kann – das Archivportal-D weist 
hier den Weg zu den unterschiedlichsten Überliefe-
rungen (https://www.archivportal-d.de/).

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt stellt seine Quel-
len allen Nutzungsinteressierten für ergebnisoffene, 
individuelle Auseinandersetzungen mit historischen 
Themen zur Verfügung. In einer demokratischen 
und pluralistischen Gesellschaft ist der Zugang zu 
öffentlichem Archivgut grundsätzlich frei. Damit die 
Bürgerinnen und Bürger von diesem Recht umfas-
send Gebrauch machen können, müssen sie die 
Möglichkeiten des Archivzugangs kennen und sich 
kritisch mit historischen Themen auseinanderset-
zen können. Die Kooperation von Schulen, Einrich-
tungen der politischen Bildungsarbeit und Archiven 
kann hierfür die Voraussetzungen schaffen und ver-
langt zugleich ein besonderes Engagement aller Be-
teiligten.

Mit dem Projekt „Außerschulischer Lernort Lan-
desarchiv Sachsen-Anhalt“, in dem dieses Heft 
entstand, sollen Hemmschwellen bei Lehrer*innen 
und Archivar*innen abgebaut werden. Das Projekt 
fördert die Auseinandersetzung mit regionaler Ge-
schichte im Schulunterricht. Es soll Lehrer*innen 
den Einsatz von historischen Text- und Bildquellen 
im Unterricht erleichtern und zur Entwicklung von 
Projekten zur regionalen oder lokalen Geschichte 
anregen.

Archive als außerschulische Lernorte bieten einen 
einzigartigen Zugang zu Geschichte und machen 
Vergangenheit auf vielfältige Weise erfahrbar. Durch 
die Befähigung zum selbständigen Arbeiten mit 
Archivalien leistet die Archivpädagogik einen wich-
tigen Beitrag zum kritischen Umgang mit Quellen 
und Informationen. Die souveräne, eigenständige 
Auseinandersetzung mit historischen Themen er-

möglicht eine kritische Teilnahme am gesellschaft-
lichen Diskurs und ist demokratiefördernd.

Die Bausteinhefte der Reihe  bereiten 
sorgfältig ausgewählte historische Dokumente mit 
zahlreichen Hintergrundinformationen didaktisch 
auf. Sie ermöglichen es Lehrkräften, lokale und re-
gionale Geschichte zu vermitteln, die nicht im Schul-
buch vorkommt. Und sie erleichtern Schüler*innen, 
aber auch allen historisch Interessierten, den Weg in 
die Archive und den Zugriff auf die dort verwahrten 
Quellen.

Diese neue Publikationsreihe ist aus Sicht des Lan-
desinstituts für Schulqualität und Lehrerbildung 
mehr als eine Quellensammlung und mehr als eine 
archivpädagogische Handreichung. Die in insge-
samt sechs Bausteinheften didaktisch aufbereiteten 
und thematisch arrangierten Quellen fungieren als 
„Brücke“ in mehrfacher Hinsicht, denn sie ermög-
lichen:

•  �unkomplizierten und zugleich professionellen 
Zugang zu authentischen Originalquellen,

•  �schulformübergreifenden Einsatz in der 
Sekundarstufe I und/oder II,

•  �Weiterentwicklung der historisch-politischen 
Bildung und 

•  �Weiterarbeit in außerschulischen Lernorten.

Die didaktische und unterrichtspraktische Relevanz 
der Materialien resultiert auch aus einem expliziten 
Bezug zu den Fachlehrplänen der Sekundarschule 
und des Gymnasiums. Das Landesinstitut für Schul-
qualität und Lehrerbildung hofft, dass die in diesem 
Vorhaben angelegten „Brücken“ mit Leben und un-
terrichtspraktischen Erfahrungen sowie Einsichten 
gefüllt werden. Dafür steht die Publikation als klas-
sisches Printmedium und als navigierbares digitales 
Dokument mit Verlinkungen zu den Beständen des 
Landesarchivs zur Verfügung.

Aufgabe der Landeszentrale für politische Bildung 
ist, mittels vielfältiger Bildungsarbeit die Entwick-
lung eines freiheitlich-demokratischen Bewusst-
seins zu fördern und die Bereitschaft zur politischen 
Mitarbeit zu fördern. Daran anknüpfend soll die 
politische und kulturelle Bildungsarbeit in unserem 
Land, in allen öffentlichen und freien Bereichen so-
wie Institutionen angeregt und gefördert werden. 
Dafür erarbeitet und publiziert die Landeszentrale, 
auch zusammen mit vielen Kooperationspartnerin-
nen und -partnern, umfangreiche Materialien für die 
Bildungsarbeit im Land.



5

Vo
rw

o
rt

Thomas Schödel, Maik Reichel und Dr. Detlev Heiden (Foto: Viktoria Kühne)

Die Auseinandersetzung mit beiden deutschen Dik-
taturen des 20. Jahrhunderts ist ein Kernbestandteil 
der Arbeit der Landeszentrale für politische Bildung, 
die sich in vielfältigen Projekten, Veranstaltungen, 
didaktischen Handreichungen und Publikationen 
widerspiegelt. Ein besonderes Augenmerk wird 
dabei auch auf die landes- und regionalgeschicht-
lichen Ereignisse in Sachsen-Anhalt gelegt. Umso 
mehr ist es wichtig, mit Quellen auch aus unserem 
Bundesland eine breitgefächerte Bildungsarbeit zu 
ermöglichen.

Das Projekt „Außerschulischer Lernort Landesarchiv 
Sachsen-Anhalt“ wurde realisiert mit Fördermitteln 
des Bundesministeriums für Wirtschaft/ des Beauf-
tragten der Bundesregierung für die neuen Bundes-
länder. Die Veröffentlichung der Bausteinhefte erfolgt 
in Kooperation des Landesarchivs Sachsen-Anhalt 
mit dem Landesinstitut für Schulqualität und Lehrer-
bildung und der Landeszentrale für politische Bil-
dung. Diese Zusammenarbeit wollen wir auch bei der 
Vermittlung der Projektergebnisse und bei künftigen 
Projekten fortsetzen.

Dr. Detlev Heiden

Leiter des Landesarchivs 
Sachsen-Anhalt

Maik Reichel

Direktor der Landeszentrale  
für politische Bildung  
Sachsen-Anhalt

Thomas Schödel

Direktor des Landesinstituts  
für Schulqualität und  
Lehrerbildung Sachsen-Anhalt
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Einleitung

Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begreift sich als 
Kulturgut sicherndes und zugänglich machendes 
historisches Gedächtnis des Landes sowie als bür-
gerorientierter Informationsdienstleister. Seine viel-
fältigen Angebote werden mit den Bausteinheften der 
Reihe  um den Bereich der historischen 
Bildungsarbeit erweitert. Mit dem Aufzeigen quellen-
gestützter Wege zur Auseinandersetzung mit der 
doppelten deutschen Diktaturgeschichte des 20. Jahr-
hunderts möchte das Landesarchiv einen Beitrag zur 
Erinnerungskultur und Demokratieförderung leisten.   

 bietet exemplarische und didaktisch auf-
bereitete Materialien an, die zur weiteren Befassung 
sowie zur Arbeit mit den Quellen motivieren und zum 
Archivbesuch einladen sollen.

Zum Einstieg behandeln jeweils drei Bausteinhefte 
der neuen Reihe den Nationalsozialismus und die Ge-
schichte der DDR. Sie sind Ergebnisse des Projektes 
„Außerschulischer Lernort Landesarchiv Sachsen-An-
halt“, das an seinen Standorten Magdeburg (Verena 
Meier; Nationalsozialismus) und Merseburg (Till Goß-
mann; DDR) realisiert wurde. Die Bausteinhefte sollen 
Lehrer*innen, Schüler*innen und allen Interessierten 
einen multiperspektivischen Zugang zur Geschichte 
und ihren Deutungsmöglichkeiten bieten. 

Die eng begrenzte regionale Quellenauswahl mit kon-
sequenter Orientierung an ausgewählten Themen-
schwerpunkten ermöglicht die intensive, direkte und 
quellenkritische Auseinanderansetzung mit der histo-
rischen Überlieferung. Die übergeordneten Leitfragen 
nach Repression und Handlungsspielräumen, Jugend 
und Erziehung sowie Wirtschaft und Arbeit lagen bei-
den Teilprojekten zugrunde und ermöglichen sowohl 
Vergleichsperspektiven als auch die Wahrnehmung der 
Spezifika beider deutscher Diktaturen.

Eine konzeptionelle Klammer auch für künftige Bau-
steine der Reihe  bildet der Begriff der 
Gesellschaft. Dieser wird als Ausprägung des sozialen 
Zusammenlebens definiert, das seit der Frühen Neuzeit 
einen Handlungsrahmen ausbildete, welcher die indivi-
duelle Erfahrungswelt übersteigt – beispielsweise durch 
Recht, Ökonomie, Kommunikation, Globalisierung oder 
auch Digitalisierung. Die Pluralität der Gesellschaft wird 
durch eine Quellenauswahl zum Ausdruck gebracht, die 
einer holzschnittartigen Darstellung von historischen 
Ereignissen und Entwicklungen entgegenwirken soll. 
Lehrkräften und Schüler*innen, Bildungsarbeitenden 
und historisch Interessierten wird mit den Bausteinhef-
ten ein erleichterter Zugang zur Geschichte angeboten.

Die Materialien sind schulformübergreifend für Schü-
ler*innen ab der 9. Klasse ausgewählt und umfassen 
historische Quellen unterschiedlicher Niveaustu-

fen. Im Mittelpunkt des didaktischen Konzepts von 
 stehen regionales Lernen, das Arbeiten 

mit in der Regel ungekürzten Originalquellen, Sprach-
sensibilität durch Anmerkungen zu ideologischen, stig-
matisierenden oder herabwürdigenden Begriffen sowie 
die multiperspektivische Einordnung der Quellen. Die 
historischen Dokumente sind so aufbereitet, dass die 
jeweiligen Archivalien in den Entstehungskontext ein-
geordnet sowie die Komplexität und Ambivalenz histori-
scher Entwicklungen nachvollzogen werden.

Jedes Bausteinheft beginnt mit einem kurzen didak-
tischen Kommentar, der zugleich die inhaltlichen 
Schwerpunkte der Quellenauswahl skizziert. Eine de-
taillierte Quellenübersicht verschafft insbesondere den 
Lehrkräften einen Überblick über die im Baustein ent-
haltenen Quellen und informiert ausführlich über histo-
rische Hintergründe, Überlieferungsgeschichte und be-
sondere Merkmale der ausgewählten Archivalien.

Die thematischen Schwerpunkte dieses Bausteinhef-
tes reichen in vier Kapiteln von Bildung in der DDR 
über die FDJ sowie Jugendkulturen der 1970er und 
80er Jahre bis zur „Umerziehung“ von Kindern und 
Jugendlichen. Die Kapiteleinführungen führen in das 
jeweilige Thema ein und nehmen regionalgeschicht-
liche Bezüge auf. Zudem ordnen sie die dazugehö-
rigen Quellen in den Gesamtkontext ein und zeigen 
Zielsetzung wie Motivation der jeweiligen Quellen-
auswahl auf. Eingefügte Erklärkästen liefern Hinter-
grundinformationen und erläutern Fachbegriffe. Rot 
hervorgehobene Sprachkästen geben Hinweise zu 
problematischen Begriffen und fördern so die Sprach-
sensibilität.

Jede Quelle ist mit einer kurzgehaltenen Einführung 
versehen, welche die für die Quellenarbeit notwendi-
gen Informationen bereithält. Die Quellen sind in der 
Regel ungekürzt abgedruckt. Für handschriftliche Do-
kumente werden zusätzlich Transkriptionen angeboten.

Die in der Quellensammlung dargestellten Archivalien 
beinhalten teilweise personenbezogene Angaben, die 
noch archivgesetzlichen Schutzfristen unterliegen. In 
solchen Fällen wurde in den Abbildungen geschwärzt 
und ein Pseudonym eingefügt.

Verena Meier und Till Goßmann als den Projektbearbei-
tenden sowie Dr. Riccarda Henkel, Dr. Björn Schmalz 
und Dr. Felix Schumacher, die das Projekt im Landes-
archiv Sachsen-Anhalt fachlich steuerten, gebührt mein 
besonderer Dank. Mit außergewöhnlichem Engage-
ment konnte ein ambitioniertes Projekt innerhalb eines 
knappen Zeitraumes mit umfänglichen und hoffentlich 
anregenden Ergebnissen abgeschlossen werden.

Detlev Heiden
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Der Baustein „Jugend und Erziehung“ bietet einen 
Überblick über das Aufwachsen junger Menschen in 
der DDR in den 1970er und 80er Jahren. Mit dem 
Machtwechsel an der Spitze der SED von Walter Ul-
bricht zu Erich Honecker weitete sich der Möglich-
keitshorizont zu Beginn der 1970er Jahre für eine kur-
ze Zeit. Doch die teilweisen Lockerungen, die auch 
die Kultur- und Jugendpolitik erfassten, fanden bald 
ein jähes Ende. Es folgten Jahre der Stagnation und 
Repression, die sich nicht zuletzt in der Erziehung 
und Bildung der jungen Menschen niederschlugen. 
In dieser Phase entwickelten sich zugleich neue Ju-
gendkulturen, die wissentlich oder unwissentlich 
gegen das Regime rebellierten. Die Quellenauswahl 
konzentriert sich auf die letzten zwei Jahrzehnte der 
DDR, um Stagnation und Repression einerseits so-
wie das jugendliche Aufbegehren andererseits am 
Ende der DDR detailliert in den Blick zu nehmen. 

Dieser Baustein zeichnet nach, wie sich das Leben 
der Heranwachsenden im Spannungsfeld von Dikta-
tur und jugendlichem Eigensinn gestaltete. Hierbei 
soll aufgezeigt werden, wie Partei und Staat die Er-
ziehung und Bildung von Jugendlichen in der DDR 
bestimmten. Die Quellen widerspiegeln deutlich den 
Anspruch der „Erziehung zur sozialistischen Persön-
lichkeit“, der das Aufwachsen der Jugendlichen präg-
te. Die Archivalien zeigen darüber hinaus, dass der 
Einfluss des Regimes auf das Bildungssystem nicht 
allein die Schülerinnen und Schüler betraf, sondern 
auch die Lehrkräfte und Schulleitungen. Die Quellen 
sollen zugleich den Blick darauf lenken, wie junge 
Menschen die vom Regime vorgegebenen Bahnen 
verließen und eigene Jugendkulturen schufen. Die 
ausgewählten Unterlagen lassen erkennen, dass die 
Jugendkulturen oftmals zwar nicht explizit politisch 
waren, jedoch allein schon die Suche nach gesell-
schaftlichen Freiräumen eine Provokation für das Re-
gime darstellte. Dabei ging es den jungen Menschen 
oft in erster Linie darum, dem staatlichen Druck zu 

entkommen und ihre Freizeit selbstbestimmt zu ge-
stalten. Der Blick in die Quellen dokumentiert dar-
über hinaus, wie Jugendliche sich offen gegen die 
staatlichen Vorgaben zur Wehr setzten. 

Die Quellensammlung basiert auf Archivalien aus 
den Beständen des Rates des Bezirkes Halle, der 
Volkspolizei, der Justiz und der SED auf Bezirks- und 
Kreisebene aus dem Landesarchiv Sachsen-Anhalt. 
Zur Veranschaulichung des alltagsweltlichen The-
mas „Jugend und Erziehung“ wurden nach Mög-
lichkeit Quellen ausgewählt, die Einblicke in das 
persönliche Schicksal junger Menschen in der DDR 
gewähren. Bei der Quellenarbeit ist gleichwohl zu be-
rücksichtigen, dass es sich hierbei im Regelfall um 
aus der Perspektive des Staatsapparates verfasste 
Dokumente handelt, die nicht die direkten Erfahrun-
gen der Betroffenen widerspiegeln. Es kommt hinzu, 
dass die Überlieferung staatlicher Institutionen ledig-
lich einen Teilaspekt des Erlebens junger Menschen 
in der DDR abbilden kann. Um sich der jugendlichen 
Alltagswelt in seiner Vielfältigkeit zu nähern, empfiehlt 
es sich, die weiterführende Literatur zum Alltagsleben 
in der DDR einzubeziehen.

Am Anfang der Quellensammlung steht die Einfluss-
nahme von Partei und Staat auf die Bildung in der 
DDR, die beispielhaft am Feld der Schule dargestellt 
wird. In das Zentrum der Betrachtung rückt hier die 
politische Aufladung von Schulalltag und Lerninhal-
ten sowie der staatliche Eingriff in die Bildungsbiogra-
phien der jungen Menschen. Zentraler Akteur im Er-
ziehungssystem war als einzige staatlich anerkannte 
Jugendorganisation die „Freie Deutsche Jugend“. 
In den Blick genommen werden die Bedeutung dieser 
Massenorganisation in der politisch-ideologischen 
Erziehung der Jugendlichen, der lediglich offiziell 
„freiwillige“ Charakter der Mitgliedschaft, die Ambi-
valenz der Aktivitäten der FDJ zwischen Propaganda 
und Freizeitgestaltung sowie die Entwicklung des Ju-

Wie wirkten sich die Ideologie und der 
staatliche Zugriff auf das Aufwachsen 
junger Menschen in der DDR aus?

Leitfrage

Didaktischer Kommentar
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gendverbands im Zuge des Umbruchs 1989/90. Die 
Jugendkulturen in den 1970er und -80er Jahren 
verdeutlichen, dass es Partei und Staat trotz der mas-
siven Einflussnahme auf die Erziehung und Bildung 
nicht gelang, eine konforme Jugend zu gestalten. In 
den letzten zwei Jahrzehnten entwickelten sich unter 
anderem die Punk-, Skinhead- und Heavy Metal-Sze-
ne. Als Teil der Friedens- und Umweltbewegung stell-
ten sich Jugendliche dem Regime entgegen. Die 
„Umerziehung“ von Kindern und Jugendlichen im 
System der Spezialheime wird beispielhaft anhand 
der Jugendwerkhöfe thematisiert. Hier zeigt sich, wie 
repressiv der Staat gegen junge Menschen vorging, 
die sich nicht in die sozialistische Gesellschaft ein-
fügten.

Vor bzw. beim Arbeiten mit diesem Baustein sollte die 
Norm der „Erziehung zur sozialistischen Persönlich-
keit“, die das gesamte Erziehungssystem der DDR 
durchzog, behandelt werden. Ein besonderes Augen-
merk ist dabei auf das Ziel der Integration der Kinder 
und Jugendlichen in die sozialistische Gemeinschaft 
– das „Kollektiv“ – zu legen, das speziell im Kontext 
der Jugendwerkhöfe von Bedeutung ist. Zum Ver-
ständnis der Jugendpolitik in den 1970er und -80er 
Jahren sollten die Schülerinnen und Schüler zudem 
über ein Hintergrundwissen zum Alleinvertretungs-
anspruch der SED, zum Aufbau der FDJ seit 1946 
sowie zur allgemeinen politischen Entwicklung in den 
letzten zwei Jahrzehnten der DDR verfügen.
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Jugend und Erziehung in der DDR

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Bildung in der DDR

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: Jugendliche; Kulturelle Auseinandersetzungen (→ Q 1b), Repression 
(→ Q 1c, → Q 1d, → Q 1e, → Q 1f, → Q 1g), Opposition (→ Q 1c, → Q 1d), Friedensbewegung (→ Q 1c, → Q 1d)

Lehrplan Gymnasium (10): Alltagsleben (→ Q 1a), Repression in der DDR (→ Q 1c, → Q 1d, → Q 1e, → Q 1f, → Q 1g), Opposition (→ Q 1c, → Q 1d)

Lehrplan Gymnasium (11/12): Friedensbewegung (→ Q 1c, → Q 1d)

Q 1a
● ● ●

Bericht zum Pädagogi-
schen Rat und zur Er-
öffnung des Schuljahres 
an der Polytechnischen 
Oberschule „Peter 
Göring“ in Dessau vom 
August 1982

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung,
Nr. 6278, nicht
paginiert.

Der vorliegende Bericht informiert über die Zusammenkunft des Pädagogischen Rates und die Feierlich-
keiten zum Beginn des Schuljahres 1982/83. Das handschriftliche Protokoll dokumentiert, wie die politi-
schen Vorgaben des Regimes den Schulalltag bestimmten. Darüber hinaus zeugt der Bericht davon, wie 
der Schulbetrieb von den übergeordneten Behörden auf Bezirksebene kontrolliert wurde. Das Protokoll, das 
im Bestand des Rates des Bezirkes Halle überliefert ist, wurde vermutlich von einem Vertreter der Abteilung 
Volksbildung auf Bezirksebene angefertigt. Der Pädagogische Rat war ein Gremium zum Austausch über 
Fragen der Erziehung, an dem unter anderem der Schuldirektor, die Lehrkräfte und Mitglieder des Eltern-
beirats teilnahmen. Für die Quellenarbeit ist eine kurze Information zum Libanonkrieg im Jahr 1982 und die 
Position der DDR dazu hilfreich, der als damals aktuelles Ereignis Gegenstand der politischen Debatte im 
Pädagogischen Rat war. Im Libanonkrieg kämpften die israelische Armee und die Palästinensische Be-
freiungsorganisation (PLO) sowie das syrische Militär gegeneinander. Die DDR positionierte sich in dieser 
Auseinandersetzung entsprechend dem Ost-West-Konflikt aufseiten der PLO und Syriens, die dem eigenen 
Lager zugerechnet wurden.

Quellenübersicht

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die in diesem Baustein enthaltenen Quellen mitsamt einer Angabe der jeweiligen Niveaustufe und der Archivsignatur. 
Die einzelnen Quellen sind mit orangefarbenen Punkten markiert, die mit ansteigender Zahl auf das Anforderungsniveau der Materialien hinweisen. Ein niedrigschwel-
liger Zugang (●) liegt bei kurzen und einfach geschriebenen Quellen vor, die wenig Fachbegriffe und zu dekonstruierende Ideologien enthalten. Bei Quellen, die auf-
grund der Komplexität des Inhalts, des sprachlichen Duktus sowie des notwendigen Hintergrundwissens schwerer zu erschließen sind, besteht ein mittelschwelliger 
Zugang (● ●). Quellen wurden mit dem höchsten Niveau als hochschwelliger Zugang (● ● ●) bewertet, wenn sie besonders umfangreich sind und ein erhöhtes 
Dekonstruktionsvermögen erfordern, z. B. durch die Dichte an Fachbegriffen, die zu dekonstruierende Ideologien oder die zeitliche Distanz zum dargestellten Gesche-
hen. Letzteres ist beispielsweise bei Zeitzeugenaussagen der Fall.
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Q 1b
● ● ●

Information zur Einfüh-
rung neuer Lehrpläne 
für das Schulfach Ge-
schichte vom November 
1985

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung,
Nr. 5789, nicht
paginiert.

Die Information zur Einführung neuer Lehrpläne für das Schulfach Geschichte richtete sich an die Abtei-
lung Volksbildung des Rates des Bezirkes Halle. Der vorliegende Bericht entstand infolge einer Tagung der 
Bezirkskabinette für Unterricht und Weiterbildung am Zentralinstitut für Weiterbildung in Ludwigsfelde. Das 
Institut diente der Qualifizierung von Lehrkräften sowie Funktionärinnen und Funktionären im Bildungswe-
sen. Der Bericht zur Überarbeitung der Lehrpläne zeigt, welche Rolle dem Schulfach Geschichte in der DDR 
beigemessen wurde und auf welchen Inhalten die Schwerpunkte lagen. Darüber hinaus zeugt das Doku-
ment vom Vorgehen bei der Vermittlung der überarbeiteten Lerninhalte an die Lehrkräfte.

Q 1c
● ●

Meldung des Rates 
des Kreises Bitterfeld 
über die Verweigerung 
der Teilnahme an einer 
Schießübung durch 
einen Schüler vom Sep-
tember 1979

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung,
Nr. 6256, nicht
paginiert.

Die Meldung des Rates des Kreises Bitterfeld vom 20. September 1979 berichtet über die Verweigerung 
einer Schießübung bei einer Wehrübung durch einen Schüler. Der Schüler einer Erweiterten Oberschule 
hatte an der vormilitärischen Ausbildung der Gesellschaft für Sport und Technik (GST) teilgenommen, die 
regulär zum Ende der 11. Klasse stattfand. Die GST war eine Massenorganisation für sportlich und tech-
nisch Interessierte mit besonderen Aufgaben für die wehrsportliche Erziehung und vormilitärische Aus-
bildung von Jugendlichen. Die GST wurde am 7. August 1952 auf Vorschlag des Zentralkomitees der SED 
gegründet. Für die verschiedenen Sportarten bestanden jeweils Sektionen, zudem gab es örtliche und 
zentrale Ausbildungslager. Das in der Meldung erwähnte Ausbildungslager der Erweiterten Oberschule fand 
in Tambach-Dietharz im heutigen Thüringen statt, wo ein zentraler Ausbildungsort der GST angesiedelt war. 
Bei der Bearbeitung der Quelle ist zu beachten, dass die Verweigerung der Schießübung durch den Schüler 
einschneidende Auswirkungen auf die berufliche Entwicklung haben konnte. Die in dem Schreiben nicht 
näher beschriebenen „notwendigen Konsequenzen“ konnten beispielsweise eine Zurückstellung bei der 
Berufs- und Studienwahl bedeuten. In diesem Zusammenhang ist der Hinweis am Textende, dass die „staat-
lichen Organe“ wie beispielsweise das Ministerium für Staatssicherheit informiert werden, von besonderem 
Interesse. Die Ausmaße, die ein solcher Vorfall annehmen konnte, lassen sich bereits in der Überlieferung 
des Berichts im Bestand des Rates des Bezirkes Halle erkennen: Der lokale Vorfall der Verweigerung des 
Schülers verblieb nicht im Schulkontext, sondern erreichte alsbald die überregionale Ebene. 

Q 1d
● 

Information des Rates 
des Kreises Eisleben 
über die Bestrafung 
einer Schülerin und 
eines Schülers wegen 
des Tragens von Frie-
denssymbolen vom Mai 
1982

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung,
Nr. 6257, nicht
paginiert.

Der Bericht der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Eisleben vom 4. Mai 1982 an die Abteilung 
Volksbildung auf Bezirksebene informiert über Strafmaßnahmen für eine Schülerin und einen Schüler, die 
durch das Tragen von Symbolen der Friedensbewegung aufgefallen waren. Die Meldung dokumentiert, wie 
staatlichen Behörden in die schulische und berufliche Entwicklung junger Menschen eingriffen. Die Berufs-
bewerbung oder die Zulassung zur Erweiterten Oberschule setzten oftmals eine sogenannte „Delegierung“ 
der Schule voraus. Wenn diese Empfehlung ausblieb, war eine selbständige Bewerbung nur über den Ein-
gabeweg möglich. Das Tragen eines weißen Kreises, der in diesem Fall Anlass zur Strafmaßnahme war, war 
ein Zeichen der Friedensbewegung. Nachdem das Symbol „Schwerter zu Pflugscharen“ unter staatlichem 
Druck aus dem öffentlichen Raum verbannt wurde, trugen im Besonderen Jugendliche aus Protest anstelle 
des eigentlichen Zeichens weiße Kreise.
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Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

Q 1e
● ● ●

Antrag auf Zulassung 
zur Abiturprüfung vom 
April 1980

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6279, nicht 
paginiert.

Der Antrag eines Schülers auf Zulassung zur Abiturprüfung im Schuljahr 1980/81 vom 16. April 1980 
richtete sich an den Bezirksschulrat des Rates des Bezirkes Halle. Der antragsstellende Schüler war zuvor 
nach einem Diebstahl von der Erweiterten Oberschule verwiesen worden. Infolgedessen hatte der Schüler 
im Betrieb gearbeitet und die Wehrpflicht bei der Nationalen Volksarmee abgeleistet. Die Anwendung von 
Disziplinarmaßnahmen, wie im Fall des Jugendlichen, stellte im Erziehungssystem der DDR ein probates 
Mittel dar. Bei Verstößen gegen die sozialistische Ordnung wurden den betreffenden Personen Maßnahmen 
zur Bewährung auferlegt, wie beispielsweise das Arbeiten in der „Produktion“. Im Zuge dessen sollten die 
Betroffenen aus ihrem sozialem Umfeld gelöst und zum „Umdenken“ gebracht werden. Vor diesem Hinter-
grund sind die mehrfachen Verweise des Schülers auf die Bedeutung des „Kollektivs“ zu verstehen. Die „Er-
ziehung zur sozialistischen Persönlichkeit“ forderte von den Heranwachsenden, dass sie sich in die sozialis-
tische Gemeinschaft eingliedern. Der Diebstahl des Jugendlichen hatte einen deutlichen Verstoß gegen die 
sozialistische Ordnung dargestellt. 

Q 1f
● ● 

Beschlussentwurf der 
SED-Kreisleitung Halle-
Neustadt zu einem an-
geblichen Fehlverhalten 
eines Lehrers und des 
Direktors der Polytech-
nischen Oberschule 
„Rosa Luxemburg“ vom 
Mai 1987

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Halle-Neu-
stadt, Nr. 478, 
nicht paginiert.

Die Beschlussvorlage vom 19. Mai 1987 der Kreisparteikontrollkommission zu einem vermeintlichen Fehl-
verhalten eines Lehrers und des Direktors an einer Polytechnischen Oberschule wurde der SED-Kreisleitung 
Halle-Neustadt zur Entscheidung vorgelegt. Der betreffende Lehrer an der Polytechnischen Oberschule in 
Halle-Neustadt hatte die gesellschaftliche Situation in der DDR im Staatsbürgerkundeunterricht kritisch hin-
terfragt. Zudem war der Lehrer nicht eingeschritten, als Schüler eine westdeutsche Zeitung in den Unterricht 
mitbrachten. Der Direktor hatte das vermeintliche Fehlverhalten nicht stärker verfolgt, was ihm im Weiteren 
negativ ausgelegt wurde. Zur Einordnung der Quelle braucht es Kenntnisse zum Dogma der Parteidisziplin 
der SED. Die SED verfolgte den Anspruch der „Einheit und Reinheit“ der Partei und duldete keine innerpar-
teilichen Abweichungen. Wenn Parteimitglieder gegen die Linie der Partei verstießen, ermittelte die Partei-
kontrollkommission in sogenannten „Parteiverfahren“ gegen sie. Das Vorgehen der Partei gegen den Lehrer 
und den Schuldirektor verdeutlichen, dass die staatliche Einflussnahme auf das Bildungssystem nicht allein 
die Schülerinnen und Schüler traf.

Q 1g
● ● ●

Stellungnahme eines 
Lehrers der Polytech-
nischen Oberschule 
„Rosa Luxemburg“ 
zum Vorwurf, feindliche 
Haltungen im Unterricht 
verbreitet zu haben, vom 
April 1987

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Halle-Neu-
stadt, Nr. 478, 
nicht paginiert.

Die Stellungnahme eines Lehrers der Polytechnischen Oberschule „Rosa Luxemburg“ vom 13. April 1987 
richtet sich an die SED-Kreisleitung Halle-Neustadt. In der Erklärung, die der Lehrer anlässlich des Vorwurfs 
der „Verbreitung bürgerlicher Ideologien“ verfasste, trat er der Anschuldigung entgegen und kündigte bloß 
an, künftig besser zu prüfen, in welcher Form er die „Widersprüchlichkeit gesellschaftlicher Entwicklung“ im 
Unterricht anbringen würde. Zur Einordnung der Quelle braucht es Kenntnisse zum Dogma der Parteidiszi-
plin der SED; siehe Q 1f. Die Stellungnahme des Lehrers liegt im Original als Anhang der Beschlussvorlage 
der Kreisparteikontrollkommission zu dem Vorfall im Bestand der SED-Kreisleitung Halle-Neustadt vor. Die 
Überlieferung im Bestand der Kreisleitung lässt darauf schließen, dass die Markierung im Dokument von 
einem Mitglied der SED-Kreisleitung stammt.
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„Freie Deutsche Jugend“

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: Jugendliche; Kulturelle Auseinandersetzungen (→ Q 2a, → Q 2f),  
Wirtschaftliche und technologische Auseinandersetzungen (→ Q 2g), Repression (→ Q 2b, → Q 2c, → Q 2j),  
Opposition (→ Q 2c), Friedensbewegung (→ Q 2c, → Q 2d), Weg zur staatlichen Einheit nach dem Mauerfall (→ Q 2k)

Lehrplan Gymnasium (10): Alltagsleben; Repression in der DDR (→ Q 2b, → Q 2c, → Q 2j), Opposition (→ Q 2c)

Lehrplan Gymnasium (11/12): Friedensbewegung (→ Q 2c), Wirtschaftliche und technische Anstrengungen zum Eindämmen des Einflusses des jeweils 
anderen Systems (→ Q 2g)

Q 2a
● 

Spange mit Emblem der 
FDJ und Abzeichen „Für 
Ordnung und Sicher-
heit“ aus dem Jahr 1975

LASA, M 563 
Polizeige-
schichtliche 
Sammlungen, 
Nr. 262.

Das von der FDJ 1975 ausgestellte Abzeichen mit dem Schriftzug „Für Ordnung und Sicherheit“, das an 
einer Spange mit dem Emblem der FDJ befestigt ist, zeigt einen Angehörigen der Deutschen Volkspolizei 
mit Schirmmütze sowie einen in Zivil gekleideten Jungen. Das Abzeichen, das von der FDJ an junge Ange-
hörige der Deutschen Volkspolizei verliehen wurde, unterstreicht den Anspruch, zum Schutz des Systems 
beizutragen. 

Q 2b
● ● ●

Bericht zum Auswahlver-
fahren von Schülerinnen 
und Schülern für die 
Erweiterte Oberschule 
an der Polytechnischen 
Oberschule „Georgi 
Dimitroff“ in Halle vom 
Juni 1982

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6284, nicht 
paginiert.

Der Bericht der Bezirksschulinspektion (BSI) informiert über die Prüfung des Auswahlverfahrens von Schü-
lerinnen und Schülern für die Erweiterte Oberschule an der Polytechnischen Oberschule „Georgi Dimitroff“ 
in Halle (Saale) im Juni 1982. Die BSI kontrollierte unter anderem, ob die Schulen die staatlichen Vorgaben 
zur Erziehung der Kinder und Jugendlichen umsetzten. In diesem Zusammenhang prüfte die BSI ebenfalls, 
ob das Aufnahmeverfahren der Schülerinnen und Schüler in die Erweiterte Oberschule den politischen 
Grundsätzen des Regimes folgte. Die Zulassung zur Erweiterten Oberschule setzte meist eine sogenannte 
„Delegierung“ durch die Schule voraus. Wenn diese Empfehlung ausblieb, war eine selbständige Bewer-
bung nur über den Eingabeweg möglich. Der Prüfbericht dokumentiert neben dem allgemeinen Vorgehen 
des Auswahlverfahrens die Kriterien, anhand derer die Schule über die Delegierung zur Erweiterten Ober-
schule entschied.

Q 2c
● ● 

Information des Rates 
des Kreises Hettstedt 
über den Antrag zum 
Austritt einer Schülerin 
aus der FDJ an der 
Polytechnischen Ober-
schule „Otto Brosowski“ 
in Gerbstedt vom April 
1982

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6257, nicht 
paginiert.

Der Bericht der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Hettstedt vom 8. April 1982 informiert die 
Abteilung Volksbildung auf Bezirksebene über den Wunsch einer Schülerin, aus der FDJ auszutreten. Der 
Umgang mit dem Gesuch der Schülerin, der aus dem Schreiben ersichtlich wird, zeigt, dass ein Austritt aus 
der FDJ – ungeachtet der offiziell „freiwilligen“ Mitgliedschaft in der Jugendorganisation – nicht vorgesehen 
war. Die Schilderung, dass sich die Schulklasse von dem Austrittsvorhaben der einzelnen Schülerin distan-
ziert hätte, ist kritisch zu betrachten, da der Bericht aus Sicht des Kreisschulrats erfolgte. 
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Q 2d
● ● ●

Information über Mitglie-
derversammlungen der 
FDJ-Grundorganisation 
an der Erweiterten Ober-
schule „Johann Wolf-
gang Goethe“ in Köthen 
vom März 1982

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6257, nicht 
paginiert.

Der Bericht zu Mitgliederversammlungen der FDJ-Grundorganisationen an der Erweiterten Oberschule 
„Johann Wolfgang Goethe“ vom 27. März 1982 stammt von der Abteilung Volksbildung des Rates des 
Kreises Köthen. Das vorgegebene Thema der Versammlungen lautete „Unsere Position zum neuen Wehr-
gesetz“. Der Austausch fand vor dem Hintergrund des erneuerten Wehrdienstgesetzes statt, das am 25. 
März 1982 von der Volkskammer verabschiedet worden war. Das überarbeitete Wehrdienstgesetz bedeutete 
einen Ausbau der vormilitärischen Ausbildung der Jugendlichen an den Schulen. Darüber hinaus regelte 
es, dass Frauen im Verteidigungsfall in die allgemeine Wehrpflicht einbezogen werden. Die tagesaktuelle 
Thematisierung des Wehrdienstgesetzes verdeutlicht, wie Partei und Staat die Agenda der FDJ bestimm-
ten. Es ist quellenkritisch anzumerken, dass es sich bei dem Bericht zu den Mitgliederversammlungen der 
FDJ-Grundorganisation an der Erweiterten Oberschule um eine Zusammenstellung mehrerer Protokolle von 
Lehrkräften und dem hauptamtlichen FDJ-Sekretär an der Schule handelt. Die Abteilung Volksbildung des 
Rates des Kreises Köthen, die diesen Bericht an den Rat des Bezirkes sandte, war somit nicht selbst bei 
den Versammlungen anwesend, sondern gab die vor Ort-Berichte lediglich selektiv weiter.

Q 2e
● 

Plakat der FDJ an der 
Polytechnischen Ober-
schule "Edwin Hoernle" 
in Klosterhäseler zu 
erbrachten Leistungen 
vom Oktober 1979

LASA, P 563 
Freie Deutsche 
Jugend (FDJ), 
Bezirksleitung 
Halle, Ablie-
ferung 2010, 
Nr. 275, nicht 
paginiert.

Das Plakat der Grundorganisation der FDJ an der Polytechnischen Oberschule „Edwin Hoernle“ in Klos-
terhäseler vom 4. Oktober 1979 informierte über die von den Schülerinnen und Schülern durchgeführten 
Aktivitäten. Die Erarbeitung des Plakats ist vor dem Hintergrund des 30. Jahrestags der Gründung der DDR 
am 7. Oktober 1979 einzuordnen. In der Überlieferung der FDJ-Bezirksleitung Halle befinden sich ähn-
liche Zuschriften von weiteren FDJ-Grundorganisationen, die allesamt als Bekenntniserklärungen zur DDR 
zu werten sind. Wie die Überlieferung des vorliegenden Plakats im Bestand der FDJ-Bezirksleitung Halle 
zeigt, wurden die Bekenntniserklärungen an die übergeordnete Ebene gerichtet. Mit der Leistungsübersicht 
dokumentierte die FDJ-Grundorganisation gegenüber der Bezirksleitung der FDJ ihren Beitrag zur Weiter-
entwicklung der DDR. 

Q 2f
● ● 

Fotografien zu einer 
Demonstration von 
FDJ-Mitgliedern anläss-
lich des 3. Festivals der 
Freundschaft in Halle 
aus dem Jahr 1975

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Artern, Nr. 
P 4405, Foto 32-
56-75; LASA, P 
517 SED-Kreis-
leitung Artern, 
Nr. P 4405, Foto 
72-56-75.

Die Fotografien zeigen den Aufmarsch von FDJ-Mitgliedern im Zuge des 3. Festivals der Freundschaft in 
Halle 1975. Die Aufnahmen veranschaulichen die Einbindung der FDJ in die Propaganda der SED: Die ab-
gebildeten FDJ-Mitglieder führen ein Transparent mit dem Schriftzug „Der Marxismus-Leninismus – Kompaß 
für unser revolutionäres Handeln“ sowie eine Tafel mit Porträtzeichnungen der sozialistischen Leitfiguren 
Friedrich Engels, Karl Marx und Wladimir Iljitsch Lenin mit sich.
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Q 2g
● 

Fotografie eines Expo-
nats zur „Messe der 
Meister von Morgen“ 
vom Januar 1985

LASA, I 525 
Leuna-Werke, 
FS Nr. FN 85-44-
102.

Die Fotografie zeigt einen Schweißroboter, mit dem eine Jugendbrigade des VEB Leuna-Werke an der 
„Messe der Meister von Morgen“ im Januar 1985 teilnahm. Hinter dem abgebildeten Exponat ist ein Banner 
aufgehängt, das die Aufschrift trägt: „Unser Ziel im Ernst-Thälmann-Aufgebot der FDJ: / Jede Jugendbriga-
de löst eine MMM-Aufgabe / In der FDJ-Aktion Materialökonomie eine Einsparung von 222 TM / Bei der 
Sekundärrohstoffgewinnung 447 t Stahlschrott“. Die Aufnahme des entwickelten Schweißroboters vor dem 
Transparent mit der Zielstellung des Jugendwettbewerbs veranschaulicht den ambivalenten Charakter der 
„Messe der Meister von Morgen“, die Jugendlichen einerseits ein wissenschaftlich-technisches Betätigungs-
feld bot und andererseits ideologisch vom Neuererwesen geprägt war.

Q 2h
● 

Plakat zum Pionierfe-
rienlager der Bezirks-
behörde der Deutschen 
Volkspolizei Halle in 
Ziegelrode vom  
Sommer 1989

LASA, M 563 
Polizeige-
schichtliche 
Sammlungen, 
Nr. 392, Bl. 1.

Das Plakat stellt das Titelblatt einer Sammlung an Plakaten zum Pionierferienlager der Bezirksbehörde der 
Deutschen Volkspolizei Halle in Ziegelrode im Sommer 1989 dar. Auf dem Plakat sind ein Angehöriger der 
Deutschen Volkspolizei und ein Mitglied der Pionierorganisation abgebildet. Die Pionierorganisation war der 
staatliche Kinderverband, der an die FDJ angegliedert war. In dem Verband waren Kinder im Alter zwischen 
6 und 14 Jahren organisiert. Die Bekleidung der Mitglieder der Pionierorganisation bestand aus einem 
weißen Hemd sowie je nach Altersstufe aus einem blauen (1.-3. Klasse, Jungpioniere) oder roten Halstuch 
(4.-7. Klasse, Thälmannpioniere). Bei dem abgebildeten Mitglied der Pionierorganisation handelte es sich 
demnach um eine Angehörige der Thälmannpioniere.

Q 2i
● 

Plakat zu einem Tages-
ausflug nach Lutherstadt 
Eisleben im Rahmen 
des Pionierferienlagers 
der Bezirksbehörde der 
Deutschen Volkspolizei 
Halle in Ziegelrode vom 
Sommer 1989

LASA, M 563 
Polizeige-
schichtliche 
Sammlungen, 
Nr. 392, Bl. 36.

Das von Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Ferienlagers der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspoli-
zei (BDVP) gestaltete Plakat dokumentiert einen Tagesauflug nach Lutherstadt Eisleben. Das Plakat zeugt 
vom ambivalenten Charakter der Freizeitangebote der FDJ. Der politische Erziehungsanspruch war allge-
genwärtig, wie die Verbindung des Besuchs im Geburtshaus Martin Luthers mit der sozialistischen Leitfigur 
Lenin („Von Luther zu Lenin“) offenbart. Bei der Behandlung der Quelle ist zu beachten, dass das Plakat 
zwar von Kinderhand angefertigt wurde. Die Überlieferung des Plakats im Bestand der Polizeigeschichtli-
chen Sammlungen legt jedoch nahe, dass es Teil einer Dokumentation zum Ferienlager war und somit unter 
dem Einfluss der veranstaltenden BDVP gestaltet wurde.

Q 2j
● ● 

Bericht der Kreispartei-
kontrollkommission zur 
politisch-ideologischen 
Entwicklung im Jugend-
klub Teuchern vom 
Dezember 1971

LASA, P 517 
SED-Kreislei-
tung Hohen-
mölsen, Nr. 619, 
nicht paginiert.

Beim vorliegenden Dokument handelt es sich um einen Untersuchungsbericht der Kreisparteikontrollkom-
mission (KPKK) über angebliche politisch-ideologische Fehlentwicklungen im Jugendklub in Teuchern im 
Jahr 1971. In dem besagten Jugendklub war unter anderem westdeutsche Musik abgespielt worden. Die 
KPKK war dafür zuständig zu überprüfen, ob die Mitglieder der SED mit ihrer Einstellung und ihrem Ver-
halten der Parteilinie entsprachen. Bei der Behandlung der Quelle ist ein besonderes Augenmerk auf die 
Formulierung der „ideologischen Diversion“ zu legen. Der Begriff entstammte dem Sprachgebrauch des 
MfS und diente zur Bezeichnung angeblich feindlicher Einflüsse aus dem westlichen Ausland, wie z. B. west-
deutsche Musik. Der Vorwurf der „ideologischen Diversion“ basierte auf der Idee, dass beispielsweise die 
Verbreitung westdeutscher Musik zur Unterwanderung der DDR im Sinne des Gegners beitrage.
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Q 2k
● ● 

Aufruf der Kreisleitung 
der FDJ in der Betriebs-
zeitung des VEB Leuna-
Werke zu politischen 
Veränderungen vom 
Dezember 1989

LASA, I 525 
Leuna-Werke, 
Nr. D 247.

Der Aufruf der Kreisleitung der FDJ zu politischen Veränderungen erschien in der Ausgabe der Betriebszei-
tung des VEB Leuna-Werke vom 29. Dezember 1989. Die Anzeige richtet sich speziell an die jungen Beschäf-
tigten im VEB Leuna-Werke wie beispielsweise Lehrlinge. Der Aufruf ist sowohl in seiner Aufmachung als auch 
in seinem Inhalt bemerkenswert: So fehlen klassische Gestaltungsmerkmale wie beispielsweise das Zeichen 
der FDJ. Es wird lediglich in kleiner Schrift auf die Kreisleitung der FDJ verwiesen. Die Inhalte („eine saubere 
Umwelt“, „demokratische Lehrlingsräte“) zeigen deutlich, dass die FDJ versuchte, sich als eigenständiger Ak-
teur mit einer neuen Agenda darzustellen. Der Jugendverband reagierte auf die politischen Veränderungen 
mit einem inhaltlichen Kursschwenk. Statt wie früher „Helfer und Kampfreserve der Partei“ zu sein, gab die 
Organisation nun vor, für den Wandel einzutreten.

Jugendkulturen in den 1970er und -80er Jahren

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: Jugendliche; Kulturelle Auseinandersetzungen, Repression;  
Opposition (→ Q 3h, → Q 3i), Friedensbewegung (→ Q 3h, → Q 3i), Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: 
Umwelt (→ Q 3h)

Lehrplan Gymnasium (10): Alltagsleben; Repression in der DDR; Opposition (→ Q 3h, → Q 3i)

Lehrplan Gymnasium (11/12): Friedensbewegung (→ Q 3h, → Q 3i)

Q 3a
● ● 

Information des Rates 
des Saalkreises über 
„Biermann“-Rufe und 
Sachbeschädigungen im 
Verlauf eines Konzerts 
vom Dezember 1976

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6788, Bl. 
226-227.

Das Schreiben des Rates des Saalkreises vom 14. Dezember 1976 zu „Biermann“-Rufen und Sachbeschä-
digungen im Verlauf eines Konzerts richtete sich an ein Mitglied des Rates für Kultur auf Bezirksebene. 
Wenige Wochen zuvor, am 16. November 1976, war der kritische Musiker Wolf Biermann von der DDR aus-
gebürgert worden. Der Künstler, der 1953 aus der Bundesrepublik in die DDR übergesiedelt war, hatte sich 
in der Vergangenheit gegen das Regime aufgelehnt und war zuletzt mit einem Auftrittsverbot und weiteren 
Repressalien belegt worden. Nachdem Wolf Biermann zu einer Konzertreise in die Bundesrepublik eingela-
den wurde, genehmigte die DDR die zeitweise Ausreise und entzog dem Musiker im Folgenden in Abwesen-
heit die Staatsbürgerschaft. Unter der DDR-Bevölkerung gewann der Musiker daraufhin an Bekanntheit. Die 
Ausbürgerung von Wolf Biermann hatte eine Welle des Protests zur Folge. Eine große Zahl an prominenten 
Kulturschaffenden der DDR meldete sich mit einem öffentlichen Brief kritisch zu Wort. Die „Biermann“-Rufe 
im Zuge des Konzerts zeugen vom Unmut, den die Ausbürgerung speziell bei jungen Menschen auslöste: 
Der Entzug der Staatsbürgerschaft für den renitenten Musiker stand symbolhaft für die stark begrenzte (Kul-
tur-)Politik in der DDR. Zudem zeigt das Schreiben des Rates des Saalkreises, wie fließend die Übergänge 
zwischen politischen Bekundungen und allgemeiner Freizeitorientierung in der Jugendkultur waren. Der Hin-
weis auf die „unpassende Kleidung“ der Jugendlichen (beispielsweise Jeans) macht darüber hinaus deut-
lich, dass allein das Auftreten der jungen Menschen für die staatlichen Behörden eine Provokation darstellte.
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Q 3b
● ● 

Beschluss des Volkspoli-
zei-Kreisamtes Halber-
stadt zur Verfolgung 
einer jugendlichen Grup-
pierung vom November 
1969

LASA, M 24 
Bezirksbehörde 
der Deutschen 
Volkspolizei 
Magdeburg, Nr. 
1211, Bl. 129.

Das vorliegende Schreiben des Volkspolizei-Kreisamtes (VPKA) Halberstadt vom 13. November 1969 infor-
mierte die Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei (BDVP) Magdeburg über das polizeiliche Vorgehen 
gegen eine Gruppe Jugendlicher. Die Quelle dokumentiert, wie unangepasste Jugendliche in den Fokus der 
Polizei gerieten und welche Maßnahmen ihnen drohten. Das VPKA Halberstadt berichtete der BDVP Magde-
burg über das Vorhaben, die Gruppe zu zerschlagen und deren Mitgliedern eine „positive gesellschaftliche 
Umwandlung“ angedeihen zu lassen. Bei der Behandlung der Quelle ist ein besonderes Augenmerk auf die 
sprachlichen Mittel zu legen, die den repressiven Charakter des Vorgehens teilweise unkenntlich machen. 
Die „Auflösung der Gruppierung“ und die angedeutete „Umerziehung“ der Jugendlichen kann auf eine Ein-
weisung in einen Jugendwerkhof hindeuten. Im Jugendwerkhof wurden die jungen Menschen über längere 
Zeit getrennt von ihrem sozialen Umfeld untergebracht und strengen Erziehungsmaßnahmen unterzogen. 
Die Überlieferung des Beschlusses des VPKA Halberstadt im Bestand der BDVP Magdeburg lässt erkennen, 
welche Ausmaße der Vorfall annahm. Der Ausgangspunkt der polizeilichen Ermittlungen gegen die jugendli-
che Gruppe war sogenanntes „Rowdytum“. Als rowdyhafte Handlungen galten in der DDR Verhaltensweisen, 
die die sozialistische Ordnung störten. Die Strafverfolgung des „Rowdytums“ war im Strafgesetzbuch der 
DDR im § 215 festgelegt. Das Gesetz war derart weit gefasst, dass alle Handlungen, die in irgendeiner Weise 
den staatlichen Behörden missfielen, als rowdyhaftes Verhalten gedeutet werden konnten. 

Q 3c
● ● ●

Bericht des Volkspolizei-
Kreisamtes Halle zum 
Vorgehen gegen jugend-
liche Gruppen vom 
Dezember 1973

LASA, M 555 
Bezirksbehörde 
der Deutschen 
Volkspolizei 
Halle, Nr. 431, 
Bl. 168-170.

Der Bericht der Abteilung „Kriminalpolizei“ des Volkspolizei-Kreisamtes Halle informiert über das Vorgehen 
gegen sogenannte „negative[r] und kriminell gefährdete[r] Gruppierungen Jugendlicher“. Als „negativ“ 
wurden in der DDR Personen oder Gruppen bezeichnet, die aufgrund ihrer Einstellung und ihres Verhaltens 
als Gegner eingeordnet wurden. Im Fall von Jugendlichen basierte dieser Vorwurf beispielsweise auf deren 
Vorliebe für westliche Musik. Der Begriff der „kriminell gefährdeten“ Person diente zur Bezeichnung von 
Bürgerinnen und Bürgern, denen die Sicherheitsbehörden aufgrund ihrer Lebensweise eine Nähe zu ver-
meintlich strafbaren Handlungen zusprachen. In der Behandlung dieser Quelle ist ein besonderes Augen-
merk auf die sprachlichen Mittel zu legen, die den repressiven Charakter des Vorgehens teilweise unkennt-
lich machen: „operative Bearbeitung“, „vorbeugende Auflösung negativer Gruppierungen“, „Vorladen oder 
Aufsuchen dieser Personen“. Der Bericht des VPKA dokumentiert, wie die staatlichen Behörden gegen 
junge Menschen vorgingen, die sich nicht in die sozialistische Gesellschaft einpassten. Die zahlreichen An-
merkungen im Bericht deuten darauf hin, dass es sich hier um das Konzept für eine Reinschrift handelt.

Q 3d
● 

Tabellarische Übersicht 
zu Erscheinungsformen 
von Jugendkulturen aus 
den 1980er Jahren

LASA, M 535 
Staatsanwalt-
schaft des 
Bezirkes Halle, 
2. Nachtrag, 
Nr. 1009, nicht 
paginiert.

Die tabellarische Übersicht informiert aus der Perspektive der staatlichen Organe über das Auftreten und 
Verhalten verschiedener Jugendkulturen. Die zusammengestellten Informationen bieten einen Einblick in 
die staatliche Einschätzung zu den Jugendkulturen der DDR in den 1980er Jahren. Anzumerken ist, dass 
die Darstellung keinen Aufschluss zu deren tatsächlicher quantitativer Bedeutung gibt. So war beispielswei-
se das Auftreten der New Romantiks Ende der 1980er Jahre rückläufig, während unter anderem die Zahl 
der Skinheads anwuchs. Darüber hinaus ist zu betonen, dass die Tabelle keine Information zum Vorgehen



Jugend und Erziehung in der DDR

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelleder staatlichen Organe gegen die dargestellten Jugendkulturen enthält. Die Skinheads rückten z. B. erst 
nach einem Angriff auf eine Kulturveranstaltung in der Zionskirche in Ost-Berlin im Herbst 1987 verstärkt in 
den Fokus der Repressionsorgane, während gegen Punks spätestens seit dem Beginn der 1980er Jahre 
vorgegangen wurde. Der Verfasser der tabellarischen Übersicht ist unbekannt. Die Überlieferung der Dar-
stellung im Bestand der Staatsanwaltschaft des Bezirkes Halle deutete darauf hin, dass unter anderem die 
Justiz mit diesem Hilfsmittel arbeitete.

Q 3e
● 

Telegramm der Bezirks-
behörde der Deutschen 
Volkspolizei Halle zu 
einem geplanten Rock-
konzert in Artern vom 
Juli 1989

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Telegramme, 
Nr. 54, nicht 
paginiert.

Das Telegramm der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle mit Informationen zu einem bevor-
stehenden Rockkonzert in Artern richtete sich an einen weiten Adressatenkreis von Polizeibehörden und 
staatlichen Organen. Das vorliegende Exemplar entstammt der Überlieferung des Rates des Bezirkes Halle, 
der zum Kreis der Adressaten gehörte. Das Telegramm, das vor dem Konzert am 22. Juli 1989 warnte, wurde 
am Vorabend um 23.30 Uhr verschickt. Die späte Versendung hatte zur Folge, dass jeweils direkt die nach 
Dienstschluss Operativ-Diensthabenden kontaktiert wurden. Die Markierungen im Text wurden beim Rat des 
Bezirkes Halle vorgenommen. Die Notiz am oberen Rand des Telegramms „Gen. [Walter; Pseudonym] Stellv. 
Inneres“ lässt vermuten, dass der Hinweis zu dem Konzert unter anderem den Stellvertreter der Abteilung 
Innere Angelegenheiten erreichte. Das für den Folgetag geplante Konzert wurde schließlich unterbunden. 
Die staatlichen Organe verhinderten die Anreise nach Artern. Bei der Quellenarbeit ist zu beachten, dass 
das vorliegende Telegramm als Täterdokument nicht die Erfahrung und Sichtweisen des jungen Menschen 
widerspiegelt, der das Konzert ausrichten wollte bzw. derjenigen, die an dem Konzert teilnehmen wollten. Der 
Bericht gibt beispielsweise keinen Aufschluss darüber, inwieweit möglicherweise bei der „vorbeugende[n] 
verhindernde[n] aussprache“ mit dem Konzertveranstalter Druckmittel zur Anwendung kamen.

Q 3f
● ● ●

Information zu einer an-
geblichen Störung der 
öffentlichen Ordnung 
durch eine Gruppe von 
Punks in Quedlinburg 
vom April 1989

LASA, P 516 
SED-Bezirkslei-
tung Halle, Nr. 
3291, Bl. 41-42.

Der Bericht des Referats Parteiinformation der Abteilung Parteiorgane der SED-Bezirksleitung Halle vom 
24. April 1989 informierte über eine vermeintliche Störung der öffentlichen Ordnung durch eine Gruppe von 
Punks in Quedlinburg. Bei dem Vorfall handelte es sich um eine Feier von Punks anlässlich einer Hochzeit. 
Die parteiinterne Information erreichte unter anderem den 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung Halle Hans-Joa-
chim Böhme. Beim 1. Sekretär der SED-Bezirksleitung handelte es sich um das höchste politische Amt auf 
Bezirksebene. Dies lässt erkennen, mit welcher Aufmerksamkeit die Partei das Auftreten der Punkszene im 
öffentlichen Raum verfolgte. Bei der Quellenarbeit ist zu beachten, dass der vorliegende Bericht auf einer 
Mitteilung der SED-Kreisleitung Quedlinburg basiert, die dann in überarbeiteter Form vom Referat Parteiinfor-
mation weitergegeben wurde. Die Markierungen im Text wurden vermutlich auf der Ebene der SED-Bezirks-
leitung vorgenommen. Der Bericht ermöglicht einen Einblick in das Vorgehen der staatlichen Organe. Hierbei 
fällt besonders auf, dass die Volkspolizei und die örtliche Staatssicherheit nicht allein die örtliche Punkszene 
in den Fokus nahmen, sondern auch den Kirchenvertreter, der für die Feier auf dem Kirchengelände ver-
antwortlich war. Die Quelle vermittelt zudem einen Eindruck über die Verbindung von Punkbewegung und 
Kirche, welche die Jugendkultur unterstützte. Darüber hinaus dokumentiert die Information die Ablehnung, 
die in Teilen der Bevölkerung gegenüber der Punkszene bestand. Gleichwohl ist quellenkritisch anzumerken, 
dass die Verfasser des Berichts sich womöglich im Interesse der Partei darum bemühten, die Haltung der 
Bevölkerung besonders zur Geltung zu bringen.
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Q 3g
● ● ●

Bericht des Bezirks-
gerichts Halle zu einem 
Vorfall mit Punks und 
Skinheads an den Gene-
ralstaatsanwalt der DDR 
vom August 1988

LASA, M 531 
Bezirksgericht 
Halle, Nr. 1644, 
nicht paginiert.

Der Bericht des Bezirksgerichts Halle vom 9. August 1988 informiert den Generalstaatsanwalt der DDR über 
eine Auseinandersetzung der Volkspolizei in Merseburg mit Punks und Skinheads sowie die anschließende 
Strafverfolgung. Die Quelle gibt einen Einblick in die Verbindung von Punks und Skinheads, die trotz poli-
tischer Konflikte zugleich teilweise noch freundschaftliche Verbindungen besaßen. Zugleich dokumentiert 
der Bericht das Auftreten von Punks und Skinheads gegenüber dem Staat. Bei der Quellenarbeit ist zu be-
achten, dass der Bericht des Bezirksgerichts Halle als Täterdokument nicht die Erfahrung und Sichtweisen 
der Jugendlichen widerspiegelt. So informiert das Dokument zwar ausführlich darüber, wie die Punks und 
Skinheads gegen die Volkspolizei vorgegangen seien, gibt jedoch kaum Aufschluss darüber, wie die Volks-
polizei selbst gegenüber den Jugendlichen auftrat. Im Weiteren gibt die Information Aufschluss über die 
Strafverfolgung von Punks und Skinheads durch die Justiz. Der vorliegende Bericht ist als Kopie im Bestand 
des Bezirksgerichts Halle überliefert.

Q 3h
● ● 

Aktennotiz des Rates 
des Bezirkes Halle zum 
Protest einer Schülerin 
für Frieden und Umwelt-
schutz vom Juli 1983

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6279, nicht 
paginiert.

Das vorliegende Dokument vom 27. Juli 1983 entstammt der Abteilung Volksbildung des Rates des Bezirkes 
Halle und informiert über ein Gespräch mit einer Schülerin, die für Frieden und den Schutz der Umwelt ein-
getreten war. Die Schülerin einer 12. Klasse an einer Erweiterten Oberschule hatte geplant, mit einer Gruppe 
Gleichgesinnter an einer Demonstration der FDJ mit eigenen friedenspolitischen Forderungen teilzunehmen. 
In der Behandlung des Berichts ist quellenkritisch zu beachten, dass die negative Darstellung der Schülerin 
als „schnodderig und überheblich“ aus der Sicht der Abteilung Volksbildung des Rates des Bezirkes Halle 
erfolgt. Die ausführliche Darstellung der Positionen der Schülerin ermöglicht dennoch einen Einblick in die 
Gedankenwelt einer friedensbewegten Jugendlichen in der DDR in den 1980er Jahren. Zum Verständnis der 
Quelle hilft eine Auseinandersetzung mit der Militarisierung der DDR sowie der Argumentation des Regimes, 
dass der Frieden nur durch die Entwicklung der Wehrfähigkeit zu sichern sei.

Q 3i
● ● 

Information des Rates 
des Kreises Bitterfeld 
über das Tragen des 
Aufnähers „Schwerter zu 
Pflugscharen“ durch eine 
Schülerin vom April 1982

LASA, M 501 
Bezirkstag 
und Rat des 
Bezirkes Halle, 
3. Ablieferung, 
Nr. 6256, nicht 
paginiert.

Das Schreiben der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Bitterfeld informierte die Abteilung Volks-
bildung auf Bezirksebene darüber, dass eine Schülerin den Aufnäher „Schwerter zu Pflugscharen“ trägt 
und wie der Schuldirektor hiergegen vorgeht. Das Symbol „Schwerter zu Pflugscharen“ entwickelte sich in 
den 1980er Jahren zu einem zentralen Zeichen der Friedensbewegung in der DDR. Insbesondere junge 
Menschen trugen das Symbol, das eine Person zeigt, die ein Schwert zu einer Pflugschar umschmiedet, als 
Aufnäher auf der Kleidung. Die staatlichen Organe gingen mit massivem Druck gegen Personen vor, die das 
Zeichen der Friedensbewegung in der Öffentlichkeit trugen. Das vorliegende Dokument offenbart, welche 
Folgen das Zeigen des Protestsymbols haben konnte: Der Autor der Mitteilung, der Kreisschulrat, erklärt, 
dass er unter anderem die örtliche Staatssicherheit informiert habe und erkundigt sich zudem, wie mit dem 
bereits genehmigten Studienplatz der betreffenden Schülerin zu verfahren ist. 



Jugend und Erziehung in der DDR

Quelle/
Niveau

Titel Signatur Hinweise zur Quelle

„Umerziehung“ von Kindern und Jugendlichen

Lehrplan Sekundarstufe (9/10): Sozialistischer Alltag in den 1970er und -80er Jahren: Jugendliche, Repression

Lehrplan Gymnasium (10): Alltagsleben; Repression in der DDR

Q 4a
● ● 

Vermerk zum Aufenthalt 
einer Jugendlichen im 
Geschlossenen Jugend-
werkhof Torgau vom 
August 1973

LASA, M 71 
Jugendwerkhof 
„August Bebel“, 
Burg, Nr. 1972, 
Bl. 89.

Das vorliegende Dokument des Geschlossenen Jugendwerkhofs Torgau (GJWH Torgau) richtete sich an den 
Jugendwerkhof Burg und informierte über die Aufenthaltsdauer und die Ziele für die „Umerziehung“ einer Ju-
gendlichen. Der GJWH Torgau nahm im System der Spezialheime der DDR eine herausgehobene Rolle ein. Mit 
besonders strengen Erziehungsmaßnahmen sollte hier der Wille der jungen Menschen gebrochen werden, die 
sich den Maßnahmen der „Umerziehung“ in den regulären Jugendwerkhöfen widersetzt hatten. Die Information 
des GJWH Torgau lässt erkennen, wie die jungen Menschen sich im Hinblick auf Leistung, Disziplin und politi-
sche Haltung anpassen sollten. Bei der Quellenarbeit ist zu beachten, dass der Vermerk des GJWH Torgau als 
Täterdokument nicht die Erfahrung und Sichtweisen der Jugendlichen widerspiegelt, über deren Aufenthalt in 
der Einrichtung hier berichtet wird. So gibt das Dokument beispielsweise keinen Aufschluss darüber, wie die 
„[d]er Jugendlichen in der Umerziehungsphase abzuverlangende[n] Forderungen“ durchgesetzt wurden. Die 
„Umerziehung“ in den Jugendwerkhöfen ging für die dort eingewiesenen Jugendlichen mit massiven Unrechts-
erfahrungen einher. Nach dem Aufenthalt im Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau kehrten die Jugendlichen 
in den eigentlichen Jugendwerkhof zurück. Bei der Rückkehr der Jugendlichen berichteten die Jugendwerkhö-
fe oftmals in zynischer Weise positiv, wie angepasst sich die jungen Menschen nun verhielten. In diesen Fällen 
war es demnach im GJWH Torgau gelungen, den Willen der Jugendlichen zu brechen.

Q 4b
● ● ●

Vermerk zum „Erzie-
hungsprogramm“ einer 
Jugendlichen im Jugend-
werkhof Bernburg vom 
März 1978

LASA, M 541 
Jugendwerkhof 
und Spezialkin-
derheim "Hüb-
ner Wesolek" 
Bernburg, Nr. 
402, nicht pagi-
niert.

Das vorliegende Dokument der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Zwickau vom 23. März 1978 
informierte den Jugendwerkhof Bernburg über die vom Referat Jugendhilfe vorgegebenen Ziele für den Auf-
enthalt im Jugendwerkhof. Die Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Zwickau war für den Bereich 
der Erziehung und Bildung auf Kreisebene zuständig. Das Referat Jugendhilfe war der Abteilung Volksbil-
dung unterstellt und unter anderem für die Einweisung von Jugendlichen in die Jugendwerkhöfe zuständig. 
Bei der Quellenarbeit ist ein besonderes Augenmerk auf die Charakterisierung der Jugendlichen durch die 
verantwortliche Jugendfürsorgerin zu legen. Die Darstellung vermeintlicher Schwächen der Jugendlichen 
(„übersteigertes Selbstwertgefühl“, „macht zwischen Werktag und Sonntag keinen Unterschied“) ist vor dem 
Hintergrund des Ideals der sozialistischen Persönlichkeit einzuordnen, das den jungen Menschen speziell 
Disziplin und die Einordnung in die Gemeinschaft abverlangte. Bei der Behandlung der Quelle sind zudem 
die sprachlichen Mittel besonders zu berücksichtigen, die den repressiven Charakter des Vorgehens teilwei-
se unkenntlich machen: „Anerziehung sozialistischer Verhaltens- und Lebensnormen“, „ergebnisorientierte 
Erziehungsarbeit“, „Anwendung von Lob und Tadel“ etc. Zum Heimatort der Jugendlichen, dem Kreis Zwi-
ckau, ist anzumerken, dass die Heranwachsenden oftmals in entfernt gelegene Jugendwerkhöfe gebracht 
wurden, um die Verbindung zum bisherigen Umfeld zu trennen.
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Q 4c
● 

Beschluss zur Ausschu-
lung eines Jugendlichen 
anlässlich der Aufnahme 
in einen Jugendwerkhof 
vom Juli 1975

LASA, M 1 Be-
zirkstag und Rat 
des Bezirkes 
Magdeburg, Nr. 
18099, Bl. 71.

Der Beschluss der Abteilung Volksbildung des Rates des Bezirkes Magdeburg informiert über die Ausschu-
lung eines Jugendlichen im Juli 1975, der in einen Jugendwerkhof verlegt werden sollte. Während die Spe-
zialkinderheime für Kinder zwischen dem sechsten und 14. Lebensjahr zumindest noch eine heimeigene 
Schule unterhielten, endete mit der Aufnahme in den Jugendwerkhof die Schullaufbahn. Das zentrale Mittel 
der „Umerziehung“ der Jugendlichen im Jugendwerkhof war die „Arbeitserziehung“. Indem die Heranwach-
senden einer Arbeit nachgingen, sollten sie zu Disziplin erzogen werden. Die Jugendwerkhöfe kooperierten 
meist mit Betrieben außerhalb der Heime. Die Jugendlichen begannen oftmals eine sogenannte „Teilausbil-
dung“, die sie für eine niedrigschwellige Tätigkeit qualifizierte. Die jungen Menschen wurden in vielen Fällen 
als günstige Arbeitskräfte bei körperlichen Tätigkeiten in der Produktion eingesetzt. Die Arbeitserfahrungen, 
welchen die Jugendlichen sammelten, boten kaum die Möglichkeit zur beruflichen Weiterentwicklung.

Q 4d
● ● 

Verhörprotokoll des 
Volkspolizei-Kreisamtes 
Saalkreis zur Flucht 
eines Jugendlichen aus 
dem Jugendwerkhof Wit-
tenberg vom Juni 1973

LASA, M 541 
Jugendwerkhof 
und Spezialkin-
derheim "Ernst 
Thälmann" 
Wittenberg, 
Nr. 1649, nicht 
paginiert.

Das vom Volkspolizei-Kreisamt Saalkreis erstellte Protokoll vom 4. Juni 1973 zum Verhör eines Jugendlichen 
zu dessen Entweichung aus dem Jugendwerkhof Wittenberg gibt einen Einblick in die Flucht zweier Ju-
gendlicher aus der Einrichtung. Bei der Quellenarbeit mit dem Protokoll ist zu beachten, dass die in dieser 
Quelle festgehaltenen Informationen in einer Verhörsituation unter Druck gewonnen wurden. Die detaillierte 
Schilderung vermittelt dennoch offenbar einen zu weiten Teilen authentischen Eindruck zu dem Erleben des 
Jugendlichen, seinen gewaltvollen Erfahrungen im Jugendwerkhof, dem Ablauf der Flucht sowie von der Er-
greifung durch die Volkspolizei. Die Flucht aus dem Jugendwerkhof hatte in vielen Fällen eine Verschärfung 
der Erziehungsmaßnahmen zur Folge: Dies konnte von dem Verbot des Familienurlaubs über physische und 
psychische Gewalt bis hin zur Verlegung in den Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau reichen. Das Proto-
koll, das sich in der Überlieferung des Bestands zum Jugendwerkhof Wittenberg befindet, wurde der Einrich-
tung zur Information übergeben. Es fand im Folgenden Eingang in die Heimakte des verhörten Jugendlichen. 

Q 4e
● 

Schreiben des Rates 
des Kreises Zossen zur 
Arbeitsaufnahme eines 
Jugendlichen nach der 
Entlassung aus dem Ju-
gendwerkhof Bernburg 
vom Oktober 1978

LASA, M 541 
Jugendwerkhof 
und Spezialkin-
derheim "Hüb-
ner Wesolek" 
Bernburg, Nr. 
492, nicht pagi-
niert.

Die Mitteilung der Abteilung Jugendhilfe des Rates des Kreises Zossen vom 31. Oktober 1978 an den Jugend-
werkhof Bernburg behandelte die Arbeitsaufnahme eines Jugendlichen nach dessen erwarteter Entlassung 
aus dem Jugendwerkhof. Das Schreiben offenbart, wie die staatlichen Behörden über die Zeit im Jugendwerk-
hof hinaus die Kontrolle über die jungen Menschen behielten. Darüber hinaus dokumentiert die Nachricht, wie 
das Regime die Einordnung in die Gesellschaft an eine Arbeitsaufnahme knüpfte. In der Behandlung dieser 
Quelle ist im Besonderen die Rolle von Arbeit als Mittel und Ziel der Erziehung in der DDR zu berücksichtigen. 
So galt speziell in den Jugendwerkhöfen die sogenannte „Arbeitserziehung“ als ein Mittel zur Disziplinierung. 
Zugleich erfuhr die Arbeit in der DDR eine besondere ideologische Aufwertung: So galt die Arbeit im „Arbei-
ter- und Bauernstaat“ als „Kampfplatz für den Frieden“, der die Grundlage für Staat und Gesellschaft legt. Die 
erwartete Entlassung des Jugendlichen stand vermutlich im Kontext mit dem Erreichen der Volljährigkeit: Die 
jungen Menschen verließen den Jugendwerkhof im Regelfall mit dem 18. Geburtstag. Mit der Volljährigkeit 
endete schließlich auch bald die Aufsicht des Referats Jugendhilfe. Oftmals gerieten die ehemaligen Insassen 
des Jugendwerkhofes dann in den Fokus der Abteilung Innere Angelegenheiten auf Kreisebene. Zum Heimat-
ort des Jugendlichen, dem Kreis Zossen im Bezirk Potsdam, ist anzumerken, dass Heranwachsende oftmals in 
entfernt gelegene Jugendwerkhöfe gebracht wurden, um die Verbindung zum bisherigen Umfeld zu trennen.
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Folgende Einrichtungen können als außerschulischer Lernort 
Themen des Bausteins vertiefen:

Außerschulische Lern- und Gedenkorte

Gedenkstätte Moritzplatz

Gedenkstätte für die Opfer politischer  
Gewaltherrschaft 1945–1989 

Umfassungsstraße 76,  
39124 Magdeburg

Gedenkstätte ROTER OCHSE

Am Kirchtor 20b,  
06108 Halle (Saale)

BStU Außenstelle Magdeburg

(Archivgut der Bezirksverwaltung  
für Staatssicherheit)

Georg-Kaiser-Straße 4, 
39116 Magdeburg

BStU Außenstelle Halle (Saale)

(Archivgut der Bezirksverwaltung  
für Staatssicherheit)

Blücherstraße 2,  
06122 Halle (Saale)

Gedenkstätte 
Deutsche Teilung 
Marienborn

Autobahn 2,  
39365 Harbke

Zeitgeschichtliches 
Forum Leipzig

Grimmaische Str. 6,  
04109 Leipzig

Schulmuseum – Werkstatt für 
Schulgeschichte Leipzig

Goerdelerring 20
04109 Leipzig

Gedenkstätte Geschlossener 
Jugendwerkhof Torgau

Fischerdörfchen 15 
04860 Torgau
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Das Landesarchiv Sachsen-Anhalt begrüßt Schul-
klassen aller weiterführenden Schulformen zur Pro-
jektarbeit und tiefergehenden Auseinandersetzung 
mit Originalquellen. Zur Vertiefung des Themenfelds 
„Jugend und Erziehung“ bietet sich zur Quellenarbeit 
insbesondere die Überlieferung zur Bezirksschulins-
pektion der Abteilung Volksbildung im Bestand M 501 
Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, 
am Standort Merseburg an (auch in Magdeburg kön-
nen einschlägige Quellen eingesehen werden). Die 
Archivalien enthalten eine ausführliche Dokumentati-
on zu sogenannten „besonderen Vorkommnissen“ im 
schulischen Kontext, wie beispielsweise das Tragen 
von Protestzeichen durch Schülerinnen und Schülern. 

Die Quellen geben einen Einblick in die Konflikte, die 
sich im Spannungsfeld von jugendlichem Eigensinn 
und Diktatur auftaten. Dabei handelt es sich meist um 
Berichte, die über das Verhalten der Jugendlichen 
und die anschließende Reaktion der Schule bzw. 
der örtlichen Behörden informieren. In Teilen ist an 
die Schreiben der Schriftverkehr mit den Eltern der 
betroffenen Heranwachsenden angehängt (z. B. Wi-
derspruchsschreiben). Die betreffenden Unterlagen 
fokussieren sich auf konkrete Fälle zu einzelnen Ju-
gendlichen und eignen sich somit besonders für ei-
nen alltagsweltlichen Zugang der Schülerinnen und 
Schüler zum Aufwachsen von jungen Menschen in 
der DDR.

Weiterführende Projektideen

•  �G e r t  G e i ß l e r , Schule und Erziehung in der DDR, Erfurt 2015.

•  �T i n a  K w i a t k o w s k i - C e l o f i g a , Verfolgte Schüler. Ursachen und Folgen von Diskriminierung im 
Schulwesen der DDR, Göttingen/Bristol 2014.

•  �M a r y  F u l b r o o k , Ein ganz normales Leben. Alltag und Gesellschaft in der DDR, Darmstadt 2011.

•  �A n d r e a s  H e r b s t / W i n f r i e d  R a n k e / J ü r g e n  W i n k l e r , So funktionierte die DDR, Bd. 1 u. 
Bd. 2: Lexikon der Organisationen und Institutionen; Bd. 3: Lexikon der Funktionäre, Reinbek bei Hamburg 
1994.

•  �B a r b a r a  F e l s m a n n  (Hg.), Beim kleinen Trompeter habe ich immer geweint. Kindheit in der DDR – 
Erinnerungen an die jungen Pioniere, Berlin 2003.

•  �M a r k  W e s t h u s e n , Zonenpunkprovinz. Punk in Halle (Saale) in den 80er Jahren, Halle (Saale) 2005.

•  �L u d w i g  S c h u m a n n , Das kleine Liverpool. Große Musik und wunderbare Geschichten aus dem 
legendären Magdeburger Musikclub „Café Impro“, Magdeburg 2015.

•  �G r i t  P o p p e , Weggesperrt, Hamburg 2012. (Jugendbuch)

•  �G r i t  P o p p e , Abgehauen, Hamburg 2015. (Jugendbuch)

Weiterführende Literatur

Für eine Recherche in den Beständen 
des Landesarchivs Sachsen-Anhalt besuchen 

Sie die Archivdatenbank unter 
www.landesarchiv.sachsen-anhalt.de

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/startseite/
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Das Bildungssystem in der DDR hatte den Auftrag, 
die Kinder und Jugendlichen zu „sozialistischen 
Persönlichkeiten“ zu erziehen. Die Förderung der 
Bildung der jungen Menschen wurde offiziell damit 
begründet, die Entwicklung der Kinder und Jugend-
lichen gerechter zu gestalten. Partei und Staat sicher-
ten sich dadurch jedoch zugleich den Einfluss auf die 
Heranwachsenden. Das Bildungssystem war stark 
politisch aufgeladen und zielte darauf ab, die jungen 
Menschen zu treuen Bürgerinnen und Bürgern zu 
entwickeln. Der gesamte Bildungsweg von der frü-
hesten Kindheit bis zur Universität wurde vom Staat 
bestimmt. Es gab keine außerstaatlichen Bildungs-
träger wie beispielsweise die Kirche oder private Ein-
richtungen.

Schon vor dem Beginn der Schule kamen die Kinder 
mit dem staatlichen Bildungssystem in Berührung. 
Mehrere Wochen bis zu einem Jahr nach der Geburt 
übernahm die Kinderkrippe die Betreuung bis zum 
dritten Lebensjahr. Im Alter von drei Jahren kamen 
die Kinder in den Kindergarten, der sie auf die Schule 
vorbereiten sollte. Die Betreuungszeiten in diesen Ein-
richtungen waren stark ausgedehnt, sodass die Eltern 
uneingeschränkt ihrer Arbeit nachgehen konnten. 
Mit dem sechsten Lebensjahr folgte dann der Eintritt 
in die Schule. Anstelle von getrennten Schulformen 
gab es in der DDR die „Einheitsschule“, in der sämt-
liche Kinder und Jugendliche gemeinsam unterrichtet 
wurden. Das Ziel dahinter war, Bildungsunterschiede 
aufzuheben und alle Schülerinnen und Schüler min-
destens zu einem mittleren Schulabschluss zu füh-
ren. Die einheitliche Schulform – die „Polytechnische 
Oberschule“ – führte bis zur 10. Klasse. Schülerinnen 
und Schüler, die die Schule mit Abitur abschlossen, 
besuchten ab der 8. Klasse (bzw. nach 1983 ab der 
10. Klasse) die „Erweiterte Oberschule“ (EOS).

Politisch-ideologische Beeinflussung des  
Unterrichts

Der politisch-ideologische Anspruch von Partei und 
Staat war im Schulalltag allgegenwärtig (Q 1a). So-
wohl von den Lehrkräften als auch von den Schülerin-
nen und Schülern wurde erwartet, dass sie der Linie 
des Regimes folgen. Der Lehrplan räumte der natur-
wissenschaftlichen und technischen Bildung einen 
hohen Stellenwert ein. Durch die Unterrichtsfächer 
„Einführung in die sozialistische Produktion“ und „Pro-
duktive Arbeit“ sollten die Schülerinnen und Schüler 
zudem in der Arbeitswelt praktische Fähigkeiten aus-
bilden. Darüber hinaus besaß das Bildungsprogramm 
eine klar politische Gewichtung: Im Unterrichtsfach 
„Staatsbürgerkunde“ wurde den Schülern und Schü-
lerinnen die sozialistische Ideologie vermittelt. Der 
Unterricht ermöglichte kaum einen grundsätzlichen 
Austausch über Probleme und Widersprüche in der 
DDR. Es ging allein um das Bekenntnis der jungen 
Menschen zur DDR. Das westliche Ausland wurde 
als Feind dargestellt. Ein weiteres ideologisch beson-
ders aufgeladenes Unterrichtsfach war „Geschichte“ 
(Q 1b). Der Geschichtsunterricht zielte darauf ab, die 
Existenz der DDR zu rechtfertigen und ließ so wider-
sprechende Perspektiven außen vor. 

Militarisierung des Unterrichts

Im Jahr 1978 wurde an der POS für Schülerinnen und 
Schüler ab der 9. Klasse das Fach „Wehrunterricht“ 
eingeführt. Dieses verpflichtende Lehrfach sollte die 
Jugendlichen sowohl theoretisch als auch praktisch 
in militärischen Fragen schulen. Ab dem Schuljahr 
1978/79 nahmen die Schülerinnen und Schüler der 
9. Klasse an vier Doppelstunden zur Wehrerziehung
teil. Die Jungen absolvierten zusätzlich am Ende des
Schuljahres ein Wehrausbildungslager. Im Zuge des
zweiwöchigen Lagers übten die Schüler den Um-
gang mit der Waffe und führten militärische Übungen
durch. Die Mädchen besuchten zeitgleich einen Zivil-
verteidigungslehrgang, in dem sie beispielsweise in
der medizinischen Versorgung von Verwundeten ge-
schult wurden. An diesem Lehrgang beteiligten sich
zudem die Jungen, die sich der Teilnahme an den
militärischen Übungen des Wehrlagers verweigerten.
In der 10. Klasse setzte sich der Wehrunterricht fort.
Zur Mitte des Schuljahres absolvierten die Schülerin-
nen und Schüler nochmals eine dreitägige Aktion zur
Wehrerziehung. In den folgenden Jahren wurde der
Wehrunterricht auch für die Schülerinnen und Schü-
ler der Erweiterten Oberschule eingeführt. Vonseiten
der Kirche regte sich starker Protest gegen den Wehr-
unterricht. Die Einführung des Wehrunterrichts stand
für die Militarisierung der Erziehung der jungen Men-
schen in der DDR. Während der Wehrunterricht als

Bildung in der DDR

Im Zentrum des Bildungssystems der DDR stand das Ziel, 
die Kinder und Jugendlichen zu „sozialistischen Persönlich-
keiten“ zu erziehen. Die Erziehung und Bildung zielte – in den 
Worten des Bildungsgesetzes von 1965 – auf die Entwick-
lung „allseitig gebildeter, das heißt sozialistisch bewußter, 
hochqualifizierter, gesunder, geistig und körperlich leistungs-
fähiger, kulturvoller Menschen“ ab. Die SED verband hiermit 
die Hoffnung, die jungen Menschen „zu Persönlichkeiten zu 
erziehen, die der Deutschen Demokratischen Republik, […] 
treu ergeben und bereit sind, sie zu stärken und zu vertei-
digen.“ Die Kinder und Jugendlichen sollten sich zu zuver-
lässigen Unterstützerinnen und Unterstützern des Regimes 
entwickeln.

„Sozialistische Persönlichkeiten“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/thema-01/


25

B
ild

u
n

g
 in

 d
e

r 
D

D
R

Lehrfach verpflichtend war, konnten die Ausbildungs-
lager verweigert werden. Doch nur eine Minderheit 
der Schülerinnen und Schüler stemmte sich öffentlich 
gegen die militärischen Schulungen (Q 1c). 

Staatliche Einflussnahme auf Bildungswege

Die Schullaufbahn der Kinder und Jugendlichen hing 
nicht allein von der schulischen Leistung ab. Wenn 
zum Ende der 10. Klasse entschieden wurde, welche 
Schülerinnen und Schüler eine Zulassung zur Erwei-
terten Oberschulen erhalten, hing dies auch von ihrer 
politischen Haltung ab. Jungen und Mädchen, die 
sich gegenüber dem Regime treu zeigten, konnten 
davon bei der Auswahl profitieren. Ein weiterer ent-
scheidender Faktor war die gesellschaftliche Herkunft 
der Jugendlichen. Das Bildungssystem der DDR hat-
te zum Ziel, insbesondere Schülerinnen und Schüler 
zu fördern, die aus Arbeiter- und Bauernhaushalten 
stammten. Jugendlichen wiederum, die Widerspruch 
zeigten, drohten drastische Folgen (Q 1d). Ein Zu-
gang zur Erweiterten Oberschule war in diesen Fällen 
nahezu ausgeschlossen. Bei Ablehnung des Antra-
ges auf Aufnahme in die Erweiterte Oberschule blieb 
den Eltern nur die Möglichkeit, mit einer Beschwerde 
auf die Zulassung zu drängen. Selbst die Wahl des 
Wunschberufs nach dem Abschluss der 10. Klasse 

konnte verhindert werden. Strafmaßnahmen hatten 
auch Schülerinnen und Schüler zu erwarten, die bei-
spielsweise durch Diebstahl gegen das sozialistische 
Ideal verstießen (Q 1e). Doch auch junge Menschen, 
die nicht im Verdacht politischer Unzuverlässigkeit 
standen, konnten ihren gewünschten Beruf teilweise 
nicht antreten. Die Zahl an Ausbildungsplätzen wur-
de in der DDR von staatlichen Stellen festgelegt und 
war vom wirtschaftlichen Bedarf abhängig. Wenn der 
Wunschberuf nicht gefragt war, wurde man dazu be-
wegt, einen anderen Beruf zu erlernen. 

Sanktionierung von Lehrkräften

Der politische Anspruch im Bildungssystem der DDR 
richtete sich nicht allein gegen die Schülerinnen und 
Schüler, sondern traf auch die Lehrkräfte. Um die 
jungen Menschen zu „sozialistischen Persönlich-
keiten“ zu erziehen, brauchte das Regime ergebene 
Lehrkräfte. Bei den Lehrerinnen und Lehrern, die das 
Fach „Staatsbürgerkunde“ unterrichteten, handelte es 
sich meist um Mitglieder der SED. Wenn Lehrkräfte 
den politischen Anforderungen nicht gerecht wurden, 
konnten einschneidende Maßnahmen folgen: Ver-
meintliches Fehlverhalten konnte für die Lehrkräfte 
bis hin zum Entzug der Lehrerlaubnis führen (Q 1f, 
Q 1g).

Schülerinnen und Schüler der Polytechnischen Oberschule trugen diesen Aufnäher während des schulischen und betrieblichen Unterrichts 
(DDR, 1980er Jahre), Haus der Geschichte, Bonn, EB-Nr. 1999/09/0081.
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Der vorliegende Bericht informiert über die Zusammenkunft des Pädagogischen Rates und die Feierlichkeiten 
zum Beginn des Schuljahres 1982/83.

Im sogenannten Pädagogischen Rat trafen einmal im Monat die Lehrkräfte einer Schule mit dem Direktor zu-
sammen. Weitere externe Personen, zum Beispiel der oder die Vorsitzende des Elternbeirats, konnten ebenfalls 
anwesend sein. Das Gremium sollte offiziell dazu beitragen, den Direktor in erzieherischen Fragen durch die 
Lehrerinnen und Lehrer zu beraten. In der Realität diente der Pädagogische Rat jedoch vielmehr der Vermitt-
lung von politischen und methodischen Vorgaben durch den Direktor gegenüber der Lehrerschaft. Die „Volks-
bildungsaktivtagung“ war für die Arbeit am Bildungsprogramm verantwortlich. Schulen in der DDR besaßen 
einen „Patenbetrieb“. Hierbei handelte es sich um einen Betrieb aus der Nähe, welcher der Schule unterstüt-
zend zur Seite stand. Durch die Patenbrigaden sollten die Kinder und Jugendlichen Einblick in die Arbeitswelt 
in den Betrieben erhalten. Sie leisteten außerdem personelle und finanzielle Unterstützung zum Beispiel bei 
Klassenfahrten. 

Im Libanonkrieg im Jahr 1982 kämpften die israelische Armee und die Palästinensische Befreiungsorganisation 
sowie das syrische Militär gegeneinander. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „POS“ (Polytechnische 
Oberschule), „P.R.“ (Pädagogische Rat), „FPL“ (Freundschaftspionierleiter, Leiter der „Freien Deutschen Ju-
gend“ an einer Schule), „EBR-Vorsitzender“ (Vorsitzender des Elternbeirats), „JP“ (Jungpionier, Mitglied der 
staatlichen Kinderorganisation), „PLO“ (Palästinensische Befreiungsorganisation), „PTU“ (Polytechnischer Un-
terricht).

Q 1a:  �Bericht zum Pädagogischen Rat und zur Eröffnung des Schuljahres an der Poly-
technischen Oberschule „Peter Göring“ in Dessau vom August 1982

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6278, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6278, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164


29

B
ild

u
n

g
 in

 d
e

r 
D

D
R

Die vorliegende Information vom 1. November 1985 richtet sich an die Abteilung Volksbildung des Rates des 
Bezirkes Halle.

Das Bezirkskabinett für Unterricht und Weiterbildung (BUW) war der Abteilung für Volksbildung des Rates des 
Bezirkes unterstellt. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnung: „MfV“ (Ministerium für Volksbildung).

Q 1b:  �Information zur Einführung neuer Lehrpläne für das Schulfach Geschichte vom 
November 1985

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164


Jugend und Erziehung in der DDR

30

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 5789, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 5789, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Die Meldung des Rates des Kreises Bitterfeld vom 20. September 1979 berichtet über die Verweigerung einer 
Schießübung im vormilitärischen Ausbildungslager durch einen Schüler.

Die Gesellschaft für Sport und Technik (GST) war eine Organisation für sportlich und technisch Interessierte, 
die unter anderem der vormilitärischen Ausbildung der Bevölkerung diente. Schüler der Erweiterten Oberschule 
(EOS) nahmen zum Ende der 11. Klasse an Ausbildungslagern der GST teil. In diesem Rahmen fanden unter 
anderem Schießübungen statt. In der DDR war, wie in jedem Betrieb und jeder Institution, an allen Schulen ein 
Parteisekretär der SED tätig, der unter anderem über die politische Situation vor Ort wachte. Aufschlüsselung 
der Kurzbezeichnungen: „KK-Schießen“ (Kleinkaliberschießen), „CDU“ (Christlich-Demokratische Union), „ZAL“ 
(Zentrales Ausbildungslager der GST).

Q 1c:  �Meldung des Rates des Kreises Bitterfeld über die Verweigerung der Teilnahme 
an einer Schießübung durch einen Schüler vom September 1979

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6256, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6256, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Der Bericht der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Eisleben vom 10. Mai 1982 an die Abteilung 
Volksbildung auf Bezirksebene informiert über Strafmaßnahmen für eine Schülerin und einen Schüler, die durch 
das Tragen von Symbolen der Friedensbewegung aufgefallen waren.

Die Berufswahl oder der Besuch der weiterführenden Schule zum Abitur hing nicht allein von der schulischen 
Leistung ab. Die Polytechnische Oberschule (POS) entschied darüber, ob sie eine Schülerin oder einen Schüler 
zur folgenden Ausbildung absandte. Dieser Vorgang hieß „Delegierung“. In der DDR war, wie in jedem Betrieb 
und jeder Institution, an allen Schulen ein Parteisekretär der SED tätig, der unter anderem über die politische 
Situation vor Ort wachte. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „POS“ (Polytechnische Oberschule), „FPL“ 
(Freundschaftspionierleiter, Leiter der „Freien Deutschen Jugend“ an einer Schule).

Q 1d:  �Information des Rates des Kreises Eisleben über die Bestrafung einer Schülerin 
und eines Schülers wegen des Tragens von Friedenssymbolen vom Mai 1982

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6257, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Der vorliegende Antrag eines Schülers vom 16. April 1980 auf Zulassung zur Abiturprüfung im Schuljahr 
1980/81 richtete sich an Bezirksschulrat des Rates des Bezirkes Halle.

Bei dem „von mir verschuldeten Vorkommnis“, von dem der Schüler schreibt, handelte es sich um einen Dieb-
stahl. Der Schüler plante, die Spezialklasse für Chemie an der Technische Hochschule Leuna-Merseburg zu 
besuchen. Die Spezialklasse für Chemie richtete sich an besonders begabte Schüler und bot eine vertiefte 
Ausbildung. Der Begriff der „Produktion“ meinte in der DDR eine meist körperliche Arbeit im Betrieb. Als „Kol-
lektiv“ wurde in den staatlichen Betrieben eine Gruppe von mehreren Beschäftigten bezeichnet, die im Verbund 
zusammenarbeiteten. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnung: „TH. Carl Schorlemmer“ (Technische Hochschule 
Carl Schorlemmer, Leuna-Merseburg).

Q 1e:  �Antrag auf die Zulassung zur Abiturprüfung vom April 1980

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6279, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Die Beschlussvorlage der Kreisparteikontrollkommission (KPKK) vom 19. Mai 1987 wurde der SED-Kreisleitung 
Halle-Neustadt zur Entscheidung vorgelegt.

Die KPKK war dafür zuständig zu überprüfen, ob die Mitglieder der SED mit ihrer Einstellung und ihrem Ver-
halten der Parteilinie entsprachen. Sowohl der betreffende Lehrer an der Polytechnischen Oberschule Halle-
Neustadt als auch der Direktor waren nach Vorstellung der KPKK von der Parteilinie abgewichen. Die SED 
verstand „bürgerliche[r] Ideologien“ als feindliches Gegenstück zur eigenen sozialistischen Politik. Der Sekretär 
für Agitation und Propaganda war verantwortlich für die Beeinflussung der SED-Mitglieder und der Bevölkerung 
im Sinne der Partei.

Q 1f:  �Beschlussentwurf der SED-Kreisleitung Halle-Neustadt zu einem angeblichen 
Fehlverhalten eines Lehrers und des Direktors der Polytechnischen Oberschule 
„Rosa Luxemburg“ vom Mai 1987

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524716
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Halle-Neustadt, Nr. 478, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Halle-Neustadt, Nr. 478, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524716
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Die Stellungnahme eines Lehrers der Polytechnischen Oberschule „Rosa Luxemburg“ vom 13. April 1987 rich-
tet sich an die SED-Kreisleitung Halle-Neustadt.

Der Lehrer verfasste das Schreiben in Reaktion auf den Vorwurf, dass er im Unterricht feindliche Haltungen ver-
breitet habe. Der Begriff der „Intelligenz“ bezeichnet in der sozialistischen Ideologie Personen, die überwiegend 
geistige Arbeit leisten, wie beispielsweise Künstler oder Lehrer. In der DDR galt ‚liberales Verhalten‘ als feind-
liches Gegenstück zur eigenen sozialistischen Politik. Die Idee des „dialektischen und historischen Materialis-
mus“ ist ein fester Bestandteil der sozialistischen Ideologie. In der sozialistischen Ideologie wird mit dieser Theo-
rie eine angebliche Gesetzmäßigkeit der Entwicklung hin zum Kommunismus begründet. Die SED war geprägt 
von einer starken Parteidisziplin, die keine politischen Abweichungen innerhalb der Partei duldete. In diesem 
Sinne sprach man von der ‚Einheit und Reinheit‘ der Partei, die es zu schützen gelte. Wenn Parteimitglieder 
gegen die Linie der Partei verstießen, ermittelte die Parteikontrollkommission in sogenannten „Parteiverfahren“ 
gegen sie. Bei den „Schulfachzirkeln“ handelte es sich um Gruppen von Lehrerinnen und Lehrern, die sich zur 
Unterrichtsführung austauschten. Die „Parteischule“ diente der politischen Fortbildung der Mitglieder der SED.

Q 1g:  �Stellungnahme eines Lehrers der Polytechnischen Oberschule „Rosa Luxem-
burg“ zum Vorwurf, feindliche Haltungen im Unterricht verbreitet zu haben, vom 
April 1987

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-01/quelle-01g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524716
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Halle-Neustadt, Nr. 478, nicht paginiert.
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In der DDR folgte die Erziehung der Kinder und Ju-
gendlichen den politischen Zielen des SED-Regimes. 
Für die Umsetzung der sozialistischen Jugendpolitik 
war die „Freie Deutsche Jugend“ (FDJ) verantwortlich. 
Die FDJ war die einzige staatlich zugelassene Jugend-
organisation und galt als „Helfer und Kampfreserve 
der Partei“. Die zentrale Aufgabe der FDJ war die poli-
tisch-ideologische Erziehung der Jugendlichen (Q 2a). 
Darüber hinaus diente der Jugendverband dazu, die 
Jugend zu kontrollieren und für die Ziele des Regimes 
zu mobilisieren. Der überwiegende Teil der Jugendli-
chen trat mit dem 14. Lebensjahr der FDJ bei. Kinder 
im Alter zwischen 6 und 14 Jahren waren Teil der Orga-
nisation „Junge Pioniere“, die an die FDJ angegliedert 
war. Die FDJ-Gruppe bestand meistens aus der Schul-
klasse der Jugendlichen. Den Gruppen stand ein so-
genannter „FDJ-Sekretär“ vor. Dabei handelte es sich 
um einen Schüler der FDJ-Gruppe. 

Die FDJ war im März 1946 als unabhängige und über-
parteiliche Jugendorganisation in der Sowjetischen 
Besatzungszone gegründet worden. Nach dem Ende 
der NS-Diktatur war es das Ziel sämtlicher politischen 
Parteien, der nationalsozialistisch geprägten Jugend 
eine andere Erziehung zu geben. Der Anspruch der 
Überparteilichkeit der FDJ wurde jedoch von Beginn 
an nicht erfüllt. Die KPD und später die SED besetzten 
bald die entscheidenden Posten der Jugendorganisa-
tion. In ihrem Aufbau folgte die FDJ dem Prinzip des 
„Demokratischen Zentralismus“. Die Entwicklung des 
Jugendverbands wurde damit zentral von der Leitung 
bestimmt. Die Entscheidung der höheren Ebene war 
für die jeweils untergeordnete Ebene bindend. Der Ver-
band wurde so zum verlängerten Arm des Regimes. 
Neben der FDJ war nur der Kirche in begrenztem 
Maße die Arbeit mit Jugendlichen erlaubt.

Die „freiwillige“ Mitgliedschaft

Die übergroße Mehrheit der Jugendlichen im Alter ab 
14 Jahren war Teil der FDJ. 1989 waren 88 Prozent der 
Jugendlichen Mitglied der Organisation. Offiziell war 
die Mitgliedschaft im Jugendverband freiwillig. Aller-
dings drohten Jugendlichen, die sich dem Beitritt zur 
FDJ verweigerten, Nachteile. Die FDJ-Mitgliedschaft 
war in vielen Fällen die Voraussetzung für schulischen 
und beruflichen Erfolg. So wurde die politische „Zu-
verlässigkeit“ der Jugendlichen zum entscheidenden 
Kriterium bei der Zulassung zur weiterführenden Schu-
le, die zur Hochschulreife führte (Q 2b). Nach dem 
Schulabschluss konnte die Wahl des Berufs und des 
Studiums von der Mitgliedschaft abhängen. Eine Nicht-
Mitgliedschaft konnte so drastische Folgen haben. In 
gleicher Weise akzeptierte das Regime es nicht, wenn 
Jugendliche aus politischen Gründen aus der FDJ aus-
treten wollten (Q 2c). Somit basierte die Mitgliedschaft 
in der FDJ eher auf Zwang und Druck als auf Freiwillig-
keit. Die SED forderte von den Jugendlichen politische 
Zustimmung. Mit der Zugehörigkeit zur FDJ kamen die 
jungen Menschen der Erwartung des Regimes nach. 

Zwischen Freizeit und Propaganda

Die Aktivitäten der FDJ-Gruppen liefen in vorgegebe-
nen Bahnen: Die Jugendorganisation folgte der Linie 
des Regimes. Ein Teil des Gruppenalltags bestand aus 
Mitgliederversammlungen und Schulungen, die der 
Vermittlung der politisch-ideologischen Ziele dienten. 
Der Austausch auf den Mitgliederversammlungen zu 
politischen Fragen bot kaum eine Möglichkeit zu einer 
wirklich offenen Debatte (Q 2d). Die Vorgaben des Re-
gimes schlugen sich auch im sonstigen Gruppenleben 
nieder: Die Jugendlichen leisteten sogenannte „gesell-
schaftlich-nützliche Arbeit“ und übten „Solidarität mit 
unterdrückten Völkern“ (Q 2e). Eine zentrale Rolle nah-
men die sogenannten „Jugendfestivals“ ein, die glei-
chermaßen Propaganda- wie Kulturveranstaltungen 
waren (Q 2f). Mit dem Jugendwettbewerb „Messe der 
Meister von Morgen“, der von der FDJ organisiert wur-
de, versuchte man, die Jugend für Technik und Wissen-
schaft zu begeistern. Die Entwicklung von technischen 
Verbesserungen war für die Wirtschaft der DDR von 
großer Bedeutung. Die teilnehmenden Jugendlichen 
erhielten Aufgaben beispielsweise zu technischen Pro-
blemen im Betriebsalltag (Q 2g).

Seit den 1970er Jahren versuchte die FDJ darüber hi-
naus stärker, die Bedürfnisse der Jugendlichen nach 
Freizeitangeboten abzudecken. Als einziger Jugend-
verband in der DDR organisierte die FDJ so beispiels-
weise Kino- und Theaterbesuche sowie Sportwett-
kämpfe. Der politische Erziehungsanspruch war bei 
diesen Freizeitangeboten, wie auch in Ferienlagern, 

„Freie Deutsche Jugend“

In der Losung „Helfer und Kampfreserve der Partei“ zeigt sich 
deutlich das Verhältnis von SED und FDJ. Nachdem die FDJ 
ursprünglich als überparteiliche Jugendorganisation gegrün-
det worden war, geriet der Verband schnell unter den alleini-
gen Einfluss der KPD bzw. SED. Der Jugendverband hatte als 
Massenorganisation die Aufgabe, die Politik der Partei in die 
Gesellschaft zu tragen. Die Kinder und Jugendlichen sollten 
im Sinne der SED politisch beeinflusst werden und sich so zu 
überzeugten Unterstützerinnen und Unterstützern entwickeln, 
der sogenannten „Kampfreserve“. Im Sprachgebrauch der 
SED war der Begriff „Kampf“ allgegenwärtig. Im Zusammen-
hang mit einer Organisation für Kinder und Jugendliche er-
scheint der Begriff dennoch besonders problematisch.

„Helfer und Kampfreserve der Partei“

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/thema-02/
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allgegenwärtig (Q 2h, Q 2i). Mit Kulturangeboten ver-
suchte das Regime zudem gezielt, die in der DDR 
aufkommenden westlichen Jugendkulturen zurückzu-
drängen. In Reaktion auf das wachsende Interesse für 
westliche Musik unter Jugendlichen seit den 1960er 
Jahren rief die FDJ die sogenannte „Singebewegung“ 
ins Leben. Unter staatlicher Aufsicht sollten die jungen 
Menschen hier in „Singegruppen“ gemeinsam musizie-
ren. Die Lieder, die im Zuge der „Singebewegung“ ent-
standen, stimmten mit der Politik des Regimes überein. 

Darüber hinaus baute die DDR seit den 1970er Jahren 
„Jugendklubs“ auf, die von der FDJ betrieben wurden. 
Von diesen Freizeitzentren entstanden in den letzten 
zwei Jahrzehnten der DDR im gesamten Land über 
10.000 Einrichtungen. Die „Jugendklubs“ boten den 
jungen Menschen einen Ort des Austauschs und or-
ganisierten beispielsweise Tanzveranstaltungen. Dabei 

wurde darauf Wert gelegt, dass die Musik aus der DDR 
oder aus anderen Ländern des sozialistischen Blocks 
kam. Das staatlich organisierte Freizeitangebot blieb 
jedoch nicht unhinterfragt: Jugendliche testeten die 
Grenzen des Möglichen aus, indem sie beispielsweise 
westdeutsche Musik im „Jugendklub“ spielten (Q 2j).

Die FDJ im Umbruch 1989/90

Die politischen Veränderungen in der DDR im Herbst 
1989 bedeuteten das Ende für die FDJ. Der Machtver-
lust des Regimes entzog der FDJ als einzigem staat-
lich anerkannten Jugendverband die Grundlage. Der 
Umbruch eröffnete den Jugendlichen die Möglichkeit, 
ihre Freizeit eigenständig ohne politische Zwänge zu 
gestalten. Zu Hunderttausenden traten die jungen 
Menschen aus der FDJ aus. Mit dem Zusammenbruch 
der DDR verlor die FDJ zudem einen großen Teil ihrer 
Finanzierung und Infrastruktur, wie beispielsweise Ge-
bäude. Der Jugendverband reagierte auf die Verände-
rungen mit einem inhaltlichen Kursschwenk. Statt wie 
früher „Helfer und Kampfreserve der Partei“ zu sein, 
gab die Organisation nun vor, für Veränderungen einzu-
treten (Q 2k). In ähnlicher Weise wie die SED bemühte 
sich die FDJ, den Umbruch mitzugestalten, um so die 
alte Organisation in die neue Zeit zu retten. Doch die-
ser Versuch scheiterte: Die Jugendorganisation verlor 
weiter an Mitgliedern, sodass der Verband im Dezem-
ber 1990 nur noch 22.000 anstelle der ursprünglich 
2,3 Millionen Mitglieder besaß. Die Jugendklubs der 
FDJ und weitere Immobilien schlossen oder gingen an 
andere Träger über. Mit dem Ende der DDR versank 
die FDJ schließlich in der Bedeutungslosigkeit.

Die X. Weltfestspiele der Jugend und Studenten in Ost-Berlin boten der FDJ eine Bühne zur politischen Inszenierung (1973), LASA, P 563 Freie
Deutsche Jugend (FDJ), Bezirksleitung Halle, Nr. Foto 7, Foto 24.

Jugendklub in Wolfen-Nord (1989), LASA, E 216 Erika Mielisch, o. Nr.
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 563 Polizeigeschichtliche Sammlungen, Nr. 262.

Das Abzeichen „Für Ordnung und Sicherheit“ wurde von der FDJ an freiwillige Helfer der Volkspolizei verliehen.
FDJ-Mitglieder konnten einen freiwilligen „Ehrendienst in der Deutschen Volkspolizei“ ableisten.

Q 2a:  �Spange mit Emblem der FDJ und Abzeichen „Für Ordnung und Sicherheit“ aus 
dem Jahr 1975

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02a/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1533628
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Der vorliegende Bericht der Bezirksschulinspektion (BSI) dokumentiert die Überprüfung des Auswahlverfah-
rens für die Erweiterte Oberschule an der Polytechnischen Oberschule „Georgi Dimitroff“ in Halle im Juni 1982.

Die BSI kontrollierte unter anderem, ob die Schulen die staatlichen Vorgaben zur Erziehung der Kinder und Ju-
gendlichen umsetzte. Bei der „Delegierung“ handelt es sich in dem vorliegenden Fall um eine Empfehlung zur 
Aufnahme einer Schülerin oder eines Schülers in die Erweiterte Oberschule, die von der Polytechnischen Ober-
schule ausgesprochen wurde. Als „Kader“ galt in den Organisationen wie der SED und der FDJ eine Person, die 
für Leitungsaufgaben ausgebildet wurde. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „OS“ (Oberschule), „Genn.“ 
(Genossin), „Dir.“ (Direktor), „FDJ“ (Freie Deutsche Jugend, staatliche Jugendorganisation der DDR), „SPO-Se-
kretär“ (Leiter der Schulparteiorganisation, Organisationseinheit der SED an einer Schule), „EOS“ (Erweiter-
te Oberschule, Schulform, die zum Abitur führt), „SBSR“ (Stadtbezirksschulrat), „KSI“ (Kreisschulinspektion), 
„päd.-psychol. Aufzeichnungen“ (pädagogisch-psychologische Aufzeichnungen), „KJO“ (Kreisjugendobjekt), 
„Koll.“ (Kollege), „Klassenltr.“ (Klassenleiter), „AG“ (Arbeitsgruppe), „BOB“ (Berufsoffiziersbewerber), „BUB“ 
(Berufsunteroffiziersbewerber), „BAA“ (Berufsausbildung mit Abitur), „Ifo“ (Info), „GOL-Sekr.“ (Vorsitzender der 
Grundorganisationsleitung der FDJ).

Q 2b:  �Bericht zum Auswahlverfahren von Schülerinnen und Schülern für die Erweiter-
te Oberschule an der Polytechnischen Oberschule „Georgi Dimitroff“ in Halle 
vom Juni 1982

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6284, nicht paginiert.
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6284, nicht paginiert.
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6284, nicht paginiert.
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6284, nicht paginiert.
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Im vorliegenden Bericht vom 8. April 1982 informiert die Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Hettstedt 
die Abteilung Volksbildung auf Bezirksebene über den Wunsch einer Schülerin, aus der FDJ auszutreten.

Die Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Hettstedt war für den Bereich der Erziehung und Bildung, 
wie beispielsweise der Schule, zuständig. Die Losung „Schwerter zu Pflügen“ war eine abgewandelte Form der 
Parole der DDR-Friedensbewegung „Schwerter zu Pflugscharen“. Das dazugehörige Symbol zeigt eine Person, 
die ein Schwert in eine Pflugschar umschmiedet. Insbesondere Jugendliche trugen das Symbol als Aufnäher 
in der Öffentlichkeit. Durch staatlichen Druck wurde das Zeigen des Aufnähers „Schwerter zu Pflugscharen“ in 
Schulen und an anderen öffentlichen Orten zunehmend problematischer. Der Sekretär für Agitation und Propa-
ganda war verantwortlich für die Beeinflussung der SED-Mitglieder und der Bevölkerung im Sinne der Partei. 
Die „Abteilung Inneres“ des örtlichen Rates diente der Sicherstellung der „sozialistischen Ordnung“. In diesem 
Zuge ging die Abteilung unter anderem gegen politische Gegner vor.

Q 2c:  �Information des Rates des Kreises Hettstedt über den Antrag zum Austritt einer 
Schülerin aus der FDJ an der Polytechnischen Oberschule „Otto Brosowski“ in 
Gerbstedt vom April 1982

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6257, nicht paginiert.
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Der Bericht zu Mitgliederversammlungen der FDJ-Grundorganisationen an der Erweiterten Oberschule „Johann 
Wolfgang Goethe“ vom 27. März 1982 stammt von der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Köthen.

Die FDJ organisierte sich zu großen Teilen an den Schulen der DDR und bildete in den Schulklassen FDJ-Grup-
pen. Mehrere FDJ-Gruppen stellten zusammen eine „Grundorganisation“ dar. Als „objektivistisches Herange-
hen“ galt die Abweichung von der Linie des Regimes. Der Begriff der „ideologische[n] Diversion des Imperialis-
mus“ bezeichnete im Sprachgebrauch des Ministeriums für Staatssicherheit angeblich feindliche Einflüsse aus 
dem westlichen Ausland, wie zum Beispiel westliche Musik. Die Losung „Schwerter zu Pflugscharen“ war eine 
Parole der Friedensbewegung in der DDR. Das dazugehörige Symbol zeigt eine Person, die ein Schwert in eine 
Pflugschar umschmiedet. Insbesondere Jugendliche trugen das Symbol als Aufnäher in der Öffentlichkeit. Als 
„Kader“ galt in den Organisationen wie der SED und der FDJ eine Person, die für Leitungsaufgaben ausgebil-
det wurde. Die Kreisschulinspektion kontrollierte unter anderem, ob die Schulen die staatlichen Vorgaben zur 
Erziehung der Kinder und Jugendlichen umsetzten. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „GOL“ (Grund-
organisationsleitung der FDJ), „EOS“ (Erweiterte Oberschule), „NVA“ (Nationale Volksarmee, Armee der DDR).

Q 2d:  �Information über Mitgliederversammlungen der FDJ-Grundorganisation an der 
Erweiterten Oberschule „Johann Wolfgang Goethe“ in Köthen vom März 1982

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6257, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6257, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6257, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6257, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Das Plakat der Grundorganisation der FDJ an der Polytechnischen Oberschule „Edwin Hoernle“ in Klosterhä-
seler vom 4. Oktober 1979 dokumentiert die von den Schülerinnen und Schülern durchgeführten Aktivitäten.

Die FDJ organisierte sich zu großen Teilen an den Schulen der DDR und bildete in den Schulklassen FDJ-
Gruppen. Mehrere FDJ-Gruppen stellten zusammen eine „Grundorganisation“ dar. Die FDJ-Grundorganisation 
wurde geleitet von einem Sekretär. Der „Zirkel ‚Unter der blauen Fahne‘“ war ein politisches Bildungsprogramm 
für die Kinderorganisation der „Jungpioniere“. Dieses Programm wurde oftmals von FDJ-Mitgliedern angeleitet. 
Das „FDJ-Studienjahr“ war ein Schulungsprogramm, das sich an die Mitglieder der FDJ richtete. Aufschlüsse-
lung der Kurzbezeichnungen: „MMM“ (Messe der Meister von Morgen, Jugendwettbewerb zur Entwicklung von 
technischen Neuerungen), „UdSSR“ (Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Sowjetunion), „DSF“ (Gesell-
schaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft, Organisation diente der Vermittlung von Kenntnissen über die 
Kultur und Gesellschaft der Sowjetunion).

Q 2e:  �Plakat der FDJ an der Polytechnischen Oberschule "Edwin Hoernle" in Kloster-
häseler zu erbrachten Leistungen vom Oktober 1979

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 563 Freie Deutsche Jugend (FDJ), Bezirksleitung Halle, Ablieferung 2010, Nr. 275, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02e/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=2142492
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Die Fotografien dokumentieren den Aufmarsch von FDJ-Mitgliedern im Zuge des 3. Festivals der Freundschaft 
in Halle 1975. 

Auf dem roten Transparent steht geschrieben: „Der Marxismus-Leninismus - Kompaß für unser revolutionäres 
Handeln“. Die Porträtzeichnungen, die auf der weißen Tafel abgebildet sind, stellen von links nach rechts die 
sozialistischen Leitfiguren Friedrich Engels, Karl Marx und Wladimir Iljitsch Lenin dar.

Q 2f:  �Fotografien zu einer Demonstration von FDJ-Mitgliedern anlässlich des 3. Festi-
vals der Freundschaft in Halle aus dem Jahr 1975

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Artern, Nr. P 4405, Foto 32-56-75.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Artern, Nr. P 4405, Foto 72-56-75.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=369775
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Die Fotografie zeigt einen Schweißroboter, mit dem eine Jugendbrigade des VEB Leuna-Werke an der „Messe 
der Meister von Morgen“ im Januar 1985 teilnahm.

Beim Jugendwettbewerb „Messe der Meister von Morgen“ erhielten die Jugendlichen Aufgaben, beispielsweise 
zu technischen Problemen im Betriebsalltag, die sie zu lösen hatten. Eine Jugendbrigade war eine Gruppe von 
Beschäftigten in Betrieben, in der mehrheitlich junge Menschen arbeiteten. Aufschlüsselung der Kurzbezeich-
nungen: „MMM“ (Messe der Meister von Morgen“, „t“ (Tonnen).

Q 2g:  �Fotografie eines Exponats zur „Messe der Meister von Morgen“ vom Januar 
1985

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, FS Nr. FN 85-44-102.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=339646
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Auf dem Plakat sind ein Angehöriger der Deutschen Volkspolizei und ein Mitglied der Pionierorganisation ab-
gebildet.

Die Pionierorganisation war ein Kinderverband, der an die FDJ angegliedert war. In dem Verband waren Kinder 
im Alter zwischen 6 und 14 Jahren organisiert. Die Bekleidung der Pioniere waren ein weißes Hemd sowie je 
nach Altersstufe ein blaues Halstuch (1.–3. Klasse, Jungpioniere) oder ein rotes Halstuch (4.–7. Klasse, Thäl-
mannpioniere). Bei dem abgebildeten Mitglied der Pionierorganisation handelte es sich demnach um eine An-
gehörige der Thälmannpioniere.

Q 2h:  �Plakat zum Pionierferienlager der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei 
Halle in Ziegelrode vom Sommer 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 563 Polizeigeschichtliche Sammlungen, Nr. 392, Bl. 1.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02h/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1623708
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Das von Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Ferienlagers der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei 
erstellte Plakat dokumentiert einen Tagesauflug nach Lutherstadt Eisleben.

Q 2i:  �Plakat zu einem Tagesausflug nach Lutherstadt Eisleben im Rahmen des Pio-
nierferienlagers der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle in Ziegel-
rode vom Sommer 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 563 Polizeigeschichtliche Sammlungen, Nr. 392, Bl. 36.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1623708


Jugend und Erziehung in der DDR

62

Beim vorliegenden Dokument handelt es sich um einen Untersuchungsbericht der Kreisparteikontrollkommissi-
on (KPKK) über angebliche politisch-ideologische Fehlentwicklungen im Jugendklub in Teuchern im Jahr 1971.

Die KPKK war dafür zuständig zu überprüfen, ob die Mitglieder der SED mit ihrer Einstellung und ihrem Verhal-
ten der Parteilinie entsprechen. Der Begriff der „ideologischen Diversion“ bezeichnete im Sprachgebrauch des 
Ministeriums für Staatssicherheit angeblich feindliche Einflüsse aus dem westlichen Ausland wie zum Beispiel 
westdeutsche Musik. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „BPKK“ (Bezirksparteikontrollkommission), 
„GO“ (Grundorganisation, Organisationseinheit der SED), „M.-Stärke der GO“ (Mitgliederstärke der Grundorga-
nisation), „Sekr.“ (Sekretariat, Leitung der Partei), „KL“ (Kreisleitung der SED), „Anleitung der PS“ (Anleitung 
der Parteisekretäre), „MV der GO“ (Mitgliederversammlung der Grundorganisation), „PL der GO“ (Parteileitung 
der Grundorganisation), „Mitgl.“ (Mitglieder), „Kandid.“ (Kandidaten, vor der vollwertigen Aufnahme in die SED 
mussten neue Mitglieder sich zunächst als Kandidatin oder Kandidat für eine gewisse Zeit bewähren).

Q 2j:  �Bericht der Kreisparteikontrollkommission zur politisch-ideologischen Entwick-
lung im Jugendklub Teuchern vom Dezember 1971

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02j/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524658
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Hohenmölsen, Nr. 619, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 517 SED-Kreisleitung Hohenmölsen, Nr. 619, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02j/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=524658


Jugend und Erziehung in der DDR

64

Der vorliegende Aufruf erschien in der Betriebszeitung des VEB Leuna-Werke, dem sogenannten „Leuna-Echo“, 
im Dezember 1989.

Als „Rehabilitanden“ gelten Personen, die in das Berufsleben eingegliedert werden, beispielsweise nach der 
Genesung von einer Erkrankung. Im Zuge des demokratischen Aufbruchs im Herbst 1989 bildeten sich in zahl-
reichen Betrieben sogenannte „Lehrlingsräte“, welche die Interessen der Auszubildenden vertreten sollten. Auf-
schlüsselung der Kurzbezeichnung: „FDJ-KL“ (Kreisleitung der Freien Deutschen Jugend).

Q 2k:  �Aufruf der Kreisleitung der FDJ in der Betriebszeitung des VEB Leuna-Werke zu 
politischen Veränderungen vom Dezember 1989

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, I 525 Leuna-Werke, Nr. D 247.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02k/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-02/quelle-02k/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=339646


65

Ju
g

e
n

d
ku

lt
u

re
n

 in
 d

e
n

 1
9

7
0

e
r 

u
n

d
 -8

0
e

r 
Ja

h
re

n

Die Jugendpolitik der SED zielte darauf ab, die jun-
gen Menschen nach der Vorstellung des Regimes zu 
erziehen: Die Jugendlichen sollten das sozialistische 
Weltbild verinnerlichen und sich in die Gesellschaft 
einordnen. Nach der Ablösung Walter Ulbrichts durch 
Erich Honecker an der Spitze der SED im Jahr 1971 
lockerte sich für kurze Zeit die Politik des Regimes. 
Jugendliche erhielten nun in größerem Maße Zugang 
zu westlicher Musik und Literatur. Doch die Ausbür-
gerung des Musikers Wolf Biermann im November 
1976 zeigte deutlich, dass sich die politischen Verhält-
nisse in der DDR schnell wieder verfestigt hatten. Im 
Besonderen unter jungen Menschen regte sich Pro-
test gegen den Entzug der Staatsbürgerschaft für den 
kritischen Liedermacher (Q 3a). Ein Teil der Jugend-
lichen stemmte sich gegen die Regeln und Tabus, die 
ihr Leben bestimmten.

Die politischen Erklärungen des Regimes verfingen 
bei vielen Jugendlichen nicht. In den 1970er und 
-80er Jahren waren zwar etwa zwei Millionen Jugend-
liche Mitglied im staatlichen Jugendverband „Freie
Deutsche Jugend“. Doch in vielen Fällen folgte die Zu-
gehörigkeit nicht aus wirklicher politischer Überzeu-
gung: Die jungen Menschen befolgten mit ihrer Mit-
gliedschaft eher vorgegebene Regeln und mussten
andernfalls Nachteile zum Beispiel in der Schule be-
fürchten. Trotz des staatlichen Plans, die jungen Men-
schen für sich zu gewinnen, entwickelten Jugendliche
über die gesamte DDR hinweg immer wieder eigene
Jugendkulturen.

Im Verlauf der 1970er und -80er Jahre gewannen 
verschiedene Bewegungen an Bedeutung: Punks, 
Skinheads, Heavy Metal, New Romantics und Popper 
(Q 3b). Für das Regime waren die eigenständigen Ju-
gendkulturen – beispielsweise im Hinblick auf Mode 
und Musik – eine Grenzüberschreitung. Der Staat 
hatte den Anspruch, seine Idee der Jugend durchzu-
setzen. Die Jugendkulturen, die ursprünglich im west-
lichen Ausland entstanden waren, galten als Gefahr. 
Die SED sah in den Jugendkulturen den Versuch des 

Westens, über die Kultur Einfluss auf die Gesellschaft 
der DDR zu nehmen. Den Jugendlichen ging es je-
doch meist gar nicht um eine grundsätzliche Ableh-
nung der DDR, sondern vor allem um ein selbstbe-
stimmtes Leben. 

Zum Teil schuf das Regime Kulturangebote – wie zum 
Beispiel Konzerte –, die sich an den alternativen Ju-
gendkulturen orientierten. Zugleich vergab der Staat 
offizielle Auftrittslizenzen an Musikbands, die politisch 
unauffällig waren. Hiermit versuchten Partei und Staat, 
die abweichenden Jugendlichen wieder in die vorge-
gebenen Bahnen zu lenken. In vielen Fällen reagierte 
das Regime jedoch mit Härte: Jugendliche, die sich 
nicht in die sozialistische Gesellschaft einfügten, ge-
rieten in den Fokus der Volkspolizei (Q 3c). 

„Rowdytum“

Jugendliche, die durch Verstöße gegen die Ordnung 
und scheinbares Nichtstun auffielen, widersprachen 
dem Ideal der „sozialistischen Persönlichkeit“ und 
wurden als „Rowdys“ bezeichnet (Q 3d). Der Begriff 
„Rowdys“ richtete sich dabei nicht gegen eine einzel-
ne Jugendkultur, sondern war in der DDR eine allge-
meine Bezeichnung für unangepasste Personen und 
Gruppen. Als „Rowdytum“ galten in der DDR Verhal-
tensweisen, welche die sozialistische Ordnung störten. 
Dabei konnte es sich beispielsweise um nächtliche 
Ruhestörung, die Beleidigung anderer Personen oder 
die Beschädigung von fremdem Eigentum handeln. 
Die Strafverfolgung von rowdyhaften Handlungen war 
im Strafgesetzbuch der DDR im § 215 festgelegt und 
sah bis zu fünfjährige Haftstrafen vor. Das Gesetz war 
derart weit gefasst, dass sämtliches Verhalten, das in 
irgendeiner Weise den staatlichen Behörden missfiel, 
als „Rowdytum“ gedeutet werden konnten.

Punk-, Skinhead- und Heavy Metal-Szene

Im letzten Jahrzehnt der DDR erstarkten verschiede-
ne Jugendkulturen. Dazu gehörten unter anderem 

Jugendkulturen in den 1970er und -80er Jahren

Der Musiker Wolf Biermann hatte 
sich wiederholt gegen das Regime aufgelehnt. Im November 
1976 entzog die DDR dem kritischen Liedermacher schließlich 
die Staatsbürgerschaft. Zu diesem Zeitpunkt hielt sich Wolf 
Biermann im Rahmen einer Konzertour in der Bundesrepublik 
auf. Bereits vor der Ausbürgerung war Wolf Biermann in der 
DDR mit einem Auftrittsverbot und weiteren Strafmaßnahmen 
belegt worden. Der Entzug der Staatsbürgerschaft stand sym-
bolhaft für die stark begrenzte (Kultur-)Politik in der DDR.

Wolf Biermann

„Rowdytum“
Mit dem Begriff „Rowdytum“ wird 

heute rücksichtsloses Verhalten, speziell von jungen Men-
schen, bezeichnet. In der DDR besaß das Wort eine starke po-
litische Aufladung: Der Vorwurf des rowdyhaften Verhaltens 
bedeutete nicht allein, dass sich jemand ruppig benommen 
hat. Im Sprachgebrauch der SED sowie der Polizei und der 
Justiz schwang hierin zugleich die Anschuldigung mit, sich 
gegen die „Regeln des sozialistischen Gemeinschaftlebens“ 
gestellt zu haben. Die als „Rowdys“ bezeichneten Personen 
galten demnach als Gegner des Systems. Wie in anderen 
Fällen von tatsächlichem oder vermeintlichem Widerspruch 
gingen die staatlichen Behörden meist entschieden gegen die 
beschuldigten Personen vor.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/thema-03/
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die Punk-, Skinhead- und Heavy Metal-Szene. Die Ju-
gendkultur des Heavy Metals galt nach Zählung der 
Staatssicherheit Ende der 1980er Jahre als die größte 
alternative Jugendbewegung in der DDR. Sowohl die 
Punk- als auch die Skinheads- und Heavy Metal-Be-
wegung wurde von der Staatssicherheit überwacht. 
Aktivitäten der Jugendkulturen, wie zum Beispiel Kon-
zerte, wurden von den staatlichen Behörden mitunter 
verhindert (Q 3e). Im Besonderen die Punkbewe-
gung geriet wegen ihres unangepassten Auftretens 
in Konflikt mit der Volkspolizei und der Bevölkerung 
(Q 3f). Die Skinheadbewegung entwickelte sich erst 
im Verlauf der 1980er Jahre zu einer rechtsradikalen 
Jugendkultur. Nachdem im Oktober 1987 in Ost-Ber-
lin eine größere Gruppe von Skinheads eine Veran-
staltung der Opposition angegriffen hatte, geriet die 
Szene in den Fokus der staatlichen Behörden. Die 
Skinheadszene war ursprünglich aus der Punkbewe-
gung entstanden und nicht direkt politisch. Die Über-
gänge zwischen den Jugendkulturen waren anfangs 
fließend: Dies führte dazu, dass die beiden Szenen 
nicht nur in Konflikt miteinander gerieten, sondern teil-
weise auch im Austausch standen (Q 3g). 

Die Punkbewegung in Halle (Saale)

Die Punkszene in Halle (Saale) entstand ab 1979. Die 
Staatssicherheit ermittelte bei späteren Untersuchun-
gen, dass die Bewegung vor Ort anfangs aus einem 
Kreis von 25 Personen bestanden habe. Teile der 
Punks lebten in der Stadt in besetzten Wohnungen. 
Nachdem die Staatssicherheit die Punkbewegung 
in Halle (Saale) wohl zu Beginn nicht ernst nahm, 
schleuste sie ab 1982 geheime Informanten in die 
Szene. Im Frühsommer 1982 fand in der Lutherkir-
che in Halle (Saale) erstmals ein Punkkonzert statt. 
Weitere Konzerte und andere Aktivitäten in Kirchen-
räumen folgten. Wie an anderen Orten der DDR nutz-
ten die Punks den Freiraum, den die Kirche bot. Die 
staatlichen Behörden versuchten, die Punkkonzerte 
zu verhindern. Dafür verhaftete sie unter anderem an-
reisende Konzertgäste. Um die Punkszene in Halle 
(Saale) insgesamt zu schwächen, wurden im Laufe 
der 1980er Jahre einzelne Mitglieder der Szene zu 
Haftstrafen verurteilt oder zum Wehrdienst bei der 

Nationalen Volksarmee einberufen. Ungeachtet des-
sen bestand die Punkszene in Halle (Saale) über die 
1980er Jahre hinweg fort.

Jugendliche in der Friedens- und  
Umweltbewegung

Ab dem Ende der 1970er Jahre entstand in der DDR 
eine unabhängige Friedens- und Umweltbewegung. 
An den oppositionellen Aktivitäten beteiligten sich 
auch Jugendliche (Q 3h). Ein zentrales Symbol der 
Bewegung war ein Aufnäher mit der Losung „Schwer-
ter zu Pflugscharen“. Darauf abgebildet war eine Per-
son, die ein Schwert in eine Pflugschar umschmie-

det. Im Besonderen Jugendliche trugen das Symbol 
als Aufnäher in der Öffentlichkeit. Durch staatlichen 
Druck wurde das Zeigen des Aufnähers „Schwerter 
zu Pflugscharen“ in Schulen und an anderen öffent-
lichen Orten zunehmend problematischer. Darauf-
hin begannen Jugendliche, anstelle des verbotenen 
Aufnähers weiße Kreise an ihrer Kleidung zu tragen 
(Q 3i). 

Aufnäher „Schwerter zu Pflugscharen“ der DDR-Friedensbewegung, 
Robert-Havemann-Gesellschaft/RHG_Fo_HAB_17414.
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Das Schreiben des Rates des Saalkreises vom 14. Dezember 1976 richtet sich an ein Mitglied des Rates für 
Kultur auf Bezirksebene.

Die Rockband „Reform“ stammte aus Magdeburg und war zwischen der Mitte der 1970er und -80er Jahre aktiv. 
Der Ruf „Biermann“ bezieht sich auf den Musiker Wolf Biermann, der im November 1976 von der DDR ausge-
bürgert wurde. Unter den Jugendlichen in der DDR rief der Entzug der Staatsbürgerschaft für den kritischen 
Künstler Protest hervor. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „HO-Gaststätten“ (Gaststätten der staatlichen 
Handelsorganisation, dienten oftmals als Konzertorte), „VP“ (Volkspolizei), „KL der SED“ (Kreisleitung der SED.

Q 3a:  �Information des Rates des Saalkreises über „Biermann“-Rufe und Sachbeschä-
digungen im Verlauf eines Konzerts vom Dezember 1976

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6788, Bl. 226.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6788, Bl. 227.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Das vorliegende Schreiben des Volkspolizei-Kreisamtes (VPKA) Halberstadt informierte die Bezirksbehörde der 
Deutschen Volkspolizei (BDVP) Magdeburg über das polizeiliche Vorgehen gegen eine Gruppe Jugendlicher. 

Als „Rowdydelikt“ galten in der DDR Handlungen, die die „sozialistische Ordnung“ störten. Dabei konnte es sich 
beispielsweise um die Beleidigung anderer Personen oder die Beschädigung von fremdem Eigentum handeln. 
Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „Abt. K“ (Abteilung Kriminalpolizei), „Komm.“ (Kommissariat), „EV“ 
(Ermittlungsverfahren), „Tgb.“ (Tagebuch), "Kräder" (Krafträder, anderes Wort für Motorrad).

Q 3b:  �Beschluss des Volkspolizei-Kreisamtes Halberstadt zur Verfolgung einer  
jugendlichen Gruppierung vom November 1969

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 24 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Magdeburg, Nr. 1211, Bl. 129.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1535226
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Der Bericht der Abteilung „Kriminalpolizei“ des Volkspolizei-Kreisamtes Halle aus dem Jahr 1973 informiert über 
das Vorgehen gegen sogenannte „negative[r] und kriminell gefährdete[r] Gruppierungen Jugendlicher“.

Als „negativ“ wurden in der DDR Personen oder Gruppen bezeichnet, die aufgrund ihrer Einstellung und ihres 
Verhaltens als Gegner der sozialistischen Ordnung eingeordnet wurden. Im Fall von Jugendlichen basierte 
dieser Vorwurf beispielsweise auf deren Vorliebe für westliche Musik. Der Begriff der „kriminell gefährdeten“ 
Person diente zur Bezeichnung von Bürgerinnen und Bürgern, denen die Sicherheitsbehörden aufgrund ihrer 
Lebensweise eine Nähe zu vermeintlich strafbaren Handlung zusprachen. Der „Abschnittsbevollmächtigte[r]“ 
(ABV) war zuständig für polizeiliche Aufgaben in einem begrenzten Gebiet. Die X. Weltfestspiele der Jugend 
und Studenten waren ein vom Weltbund der Demokratischen Jugend ausgerichtetes internationales Jugend-
treffen, das im Sommer 1973 in Ost-Berlin stattfand. Die Veranstaltung wurde begleitet von aufwändigen Siche-
rungsmaßnahmen der Staatssicherheit und der Volkspolizei. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „VPKA“ 
(Volkspolizei-Kreisamt), „MdI“ (Ministerium des Innern, verantwortlich unter anderem für die Volkspolizei), „VP-
Revier“ (Revier der Volkspolizei), „BDVP“ (Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei), „KP 40“ (Jugendschutz-
kartei der Kriminalpolizei), „DV 031/70“ (Dienstvorschrift 031/70, Vorschrift der Volkspolizei zur Personenkon-
trolle), „BBS“ (Betriebsberufsschule), „VEB“ (Volkseigener Betrieb), „Abteilung K“ (Abteilung Kriminalpolizei).

Q 3c:  �Bericht des Volkspolizei-Kreisamtes Halle zum Vorgehen gegen jugendliche 
Gruppen vom Dezember 1973

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03c/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1563093
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 555 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle, Nr. 431, Bl. 168.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1563093
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 555 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle, Nr. 431, Bl. 169.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 555 Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle, Nr. 431, Bl. 170.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1563093
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Die von der Staatsanwaltschaft im Bezirk Halle verwendete Tabelle informiert über das Auftreten und Verhalten 
verschiedener Jugendkulturen.

Als „dekadente“ Jugendliche galten in der DDR Heranwachsende, die von den vorgegebenen sozialistischen 
Idealen abwichen. Hierzu gehörten unter anderem junge Menschen, die sich an westlichen Jugendkulturen 
orientierten.

Q 3d:  �Tabellarische Übersicht zu Erscheinungsformen von Jugendkulturen aus den 
1980er Jahren

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 535 Staatsanwaltschaft des Bezirkes Halle, 2. Nachtrag, Nr. 1009, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 535 Staatsanwaltschaft des Bezirkes Halle, 2. Nachtrag, Nr. 1009, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03d/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=518112


75

Ju
g

e
n

d
ku

lt
u

re
n

 in
 d

e
n

 1
9

7
0

e
r 

u
n

d
 -8

0
e

r 
Ja

h
re

n

Das Telegramm der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei (BDVP) Halle vom 21. Juli 1989 mit Informatio-
nen zu einem bevorstehenden Rockkonzert richtete sich an einen weiten Adressatenkreis von Polizeibehörden 
und staatlichen Organen.

Als „Kriminellgefährdete“ galten in der DDR Personen, denen die Sicherheitsbehörden aufgrund ihrer Lebens-
weise eine Nähe zu vermeintlich strafbaren Handlung zusprachen. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: 
„odh“ (Operativ Diensthabender, Ansprechperson nach Arbeitsschluss), „mdi“ (Ministerium des Innern, verant-
wortlich unter anderem für die Volkspolizei), „pdvp berlin“ (Präsidium der Volkspolizei Berlin“, „bdvp“ (Bezirks-
behörde der Deutschen Volkspolizei), „BL SED“ (Bezirksleitung der SED), „bvfs halle“ (Bezirksverwaltung für 
Staatssicherheit Halle), „r.d.bez.“ (Rat des Bezirkes), „tpa halle“ (Transportpolizeiamt Halle, verantwortlich für 
den Bahnbereich), „vpkae“ (Volkspolizei-Kreisämter), „genn.“ (Genossin), „wh.“ (wohnhaft), „krs.“ (Kreis), „whft“ 
(wohnhaft).

Q 3e:  �Telegramm der Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle zu einem ge-
planten Rockkonzert in Artern vom Juli 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Telegramme, Nr. 54, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Der vorliegende Bericht des Referats Parteiinformation der Abteilung Parteiorgane der SED-Bezirksleitung Halle 
vom 24. April 1989 informierte über eine vermeintliche Störung der öffentlichen Ordnung durch eine Gruppe 
von Punks in Quedlinburg.

Das Referat Parteiinformation der Abteilung Parteiorgane der SED-Bezirksleitung Halle war für das Berichtswe-
sen innerhalb der Partei auf der Bezirksebene verantwortlich. Der Stellvertreter des Bürgermeisters für Inneres 
des Rates der Stadt Quedlinburg war für die Sicherstellung der „sozialistischen Ordnung“ zuständig und ging in 
diesem Zuge unter anderem gegen politische Gegner vor. Als „Rowdytum“ galten in der DDR Handlungen, die 
die „sozialistische Ordnung“ störten. Dabei konnte es sich beispielsweise um die Beleidigung anderer Personen 
oder die Beschädigung von fremdem Eigentum handeln. Bei den genannten Positionen „Kreisjugendwart“ und 
„Superintendent“ handelt es sich um Ämter in der evangelischen Kirche. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnun-
gen: „ODH“ (Operativ Diensthabender, Ansprechperson nach Arbeitsschluss), „VPKA“ (Volkspolizei-Kreisamt), 
„MfS“ (Ministerium für Staatssicherheit, polizeilicher Geheimdienst), „BDVP“ (Bezirksbehörde der Deutschen 
Volkspolizei).

Q 3f:  �Information zu einer angeblichen Störung der öffentlichen Ordnung durch eine 
Gruppe von Punks in Quedlinburg vom April 1989

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03f/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637102
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3291, Bl. 42.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, P 516 SED-Bezirksleitung Halle, Nr. 3291, Bl. 41.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03f/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=637102
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Der Bericht des Bezirksgerichts Halle vom 9. August 1988 informiert den Generalstaatsanwalt der DDR über 
eine Auseinandersetzung der Volkspolizei in Merseburg mit Punks und Skinheads sowie die anschließende 
Strafverfolgung.

Der § 212 des Strafgesetzbuches der DDR regelte die Strafverfolgung von Widerstand gegen staatliche Maßnah-
men. Die §§ 137 und 139 des Strafgesetzbuches betrafen die Strafverfolgung von Beleidigungen und Verleum-
dungen. Der § 220 des Strafgesetzbuches betraf die Strafverfolgung von Staatsverleumdung. Aufschlüsselung 
der Kurzbezeichnungen: „Abt. K“ (Abteilung Kriminalpolizei), „VPKA“ (Volkspolizei-Kreisamt), „VP“ (Volkspolizei), 
„BDVP Halle“ (Bezirksbehörde der Deutschen Volkspolizei Halle).

Q 3g:  �Bericht des Bezirksgerichts Halle zu einem Vorfall mit Punks und Skinheads an 
den Generalstaatsanwalt der DDR vom August 1988

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 531 Bezirksgericht Halle, Nr. 1644, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03g/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1034185
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 531 Bezirksgericht Halle, Nr. 1644, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03g/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1034185
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 531 Bezirksgericht Halle, Nr. 1644, nicht paginiert.

http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1034185
Rohloff
Stempel

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03g/
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Das vorliegende Dokument entstammt der Abteilung Volksbildung des Rates des Bezirkes Halle und informiert 
über ein Gespräch mit einer Schülerin, die für Frieden und den Schutz der Umwelt eingetreten war. 

Die Abteilung Volksbildung des Rates des Bezirkes Halle war für den Bereich der Erziehung und Bildung, wie 
beispielsweise der Schule, auf Bezirksebene zuständig. Die Schülerin hatte als Teil einer Gruppe von Jugend-
lichen an einer FDJ-Demonstration mit eigenen Forderungen zum Frieden teilnehmen wollen. Der Hinweis im 
Dokument auf „Chile“ bezieht sich auf den dortigen Militärputsch im Jahr 1973 gegen die sozialistische Regie-
rung. Die Bezugnahme auf „Spanien 1936“ verweist auf den Putsch gegen die demokratische Regierung in 
Spanien in jenem Jahr. Beim „1. Parlament der FDJ“ handelte es sich um das Gründungstreffen des Jugend-
verbands im Juni 1946. Der Verweis auf die „NATO-Raketen“ nimmt Bezug auf die militärische Aufrüstung des 
westlichen Militärbündnisses „NATO“, das der zentrale Gegner des Ostblocks war. Mit „Buna“ ist das Kombinat 
VEB Chemische Werke Buna gemeint, das große Umweltschäden verursachte. Der „X. Parteitag“ der SED fand 
im April 1981 statt. Der Parteitag war offiziell das höchste Parteiorgan, das über die Politik der SED bestimmte. 
Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „EOS“ (Erweiterte Oberschule, Schulform, die zum Abitur führt), „Frl.“ 
(Fräulein).

Q 3h:  �Aktennotiz des Rates des Bezirkes Halle zum Protest einer Schülerin für Frie-
den und Umweltschutz vom Juli 1983

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6279, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6279, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03h/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Das vorliegende Schreiben der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Bitterfeld vom 16. April 1982 
informierte die Abteilung Volksbildung auf Bezirksebene darüber, dass eine Schülerin den Aufnäher „Schwerter 
zu Pflugscharen“ trägt und wie der Schuldirektor hiergegen vorgeht.

Bei dem Aufnäher „Schwerter zu Pflugscharen“ handelte es sich um ein Symbol der Friedensbewegung der 
DDR, das eine Person zeigt, die ein Schwert zu einer Pflugschar umschmiedet. Durch staatlichen Druck wurde 
das Zeigen des Aufnähers „Schwerter zu Pflugscharen“ in Schulen und an anderen öffentlichen Orten zuneh-
mend problematischer. Der „Stellvertreter des Vorsitzenden für Inneres“ stand der Abteilung Innere Angelegen-
heiten vor. Die Abteilung Innere Angelegenheiten des örtlichen Rates diente der Sicherstellung der „sozialisti-
schen Ordnung“. In diesem Zuge ging die Abteilung Innere Angelegenheiten unter anderem gegen politische 
Gegner vor. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „IfL Bernburg“ (Institut für Lehrerbildung Bernburg, Fach-
schule zur Ausbildung zum Beispiel von Lehrkräften der Unterstufe und Heimerzieherinnen und -erziehern), 
„MfS“ (Ministerium für Staatssicherheit, polizeilicher Geheimdienst).

Q 3i:  �Information des Rates des Kreises Bitterfeld über das Tragen des Aufnähers 
„Schwerter zu Pflugscharen“ durch eine Schülerin vom April 1982

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03i/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6256, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 501 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Halle, 3. Ablieferung, Nr. 6256, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-03/quelle-03i/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=4164
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Der Umgang der SED-Jugendpolitik mit  
Widerspruch

Das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in der 
DDR wurde stark vom Regime bestimmt. Die Jugend-
politik der SED gab klare Regeln für die Erziehung der 
jungen Menschen vor: Die Heranwachsenden sollten 
sich zu „guten Sozialisten“ entwickeln. Die Erwartung 
an die Kinder und Jugendlichen war, dass sie das so-
zialistische Weltbild verinnerlichen und für die DDR 
eintreten. Die „Erziehung zur sozialistischen Per-
sönlichkeit“ forderte von den Heranwachsenden zu-
dem, dass sie sich in die Gemeinschaft eingliedern. 
Diese Einordnung in die sozialistische Gesellschaft 
war ein zentraler Bestandteil der Ideologie. Die dahin-
terstehende Idee war, dass der Einzelne daraus Nut-
zen ziehe, wenn alle im Sinne der Gemeinschaft han-
deln. Die SED-Jugendpolitik stellte demnach nicht die 
jungen Menschen als Einzelpersonen, sondern die 
Gemeinschaft – das sogenannte „Kollektiv“ – in den 
Mittelpunkt. Der zentrale Maßstab der Erziehung der 
Kinder und Jugendlichen war somit die Einordnung in 
die Gemeinschaft und die Übernahme des sozialisti-
schen Weltbilds. Zugleich wurde der Gesellschaft und 
damit dem persönlichen Umfeld, wie beispielsweise 
der Schulklasse, eine Verantwortung für die Entwick-
lung des Einzelnen beigemessen.

Wenn Heranwachsende die vorgegebenen Bahnen 
der „Erziehung zur sozialistischen Persönlichkeit“ ver-
ließen, liefen sie Gefahr, von staatlicher Seite unter 
Druck gesetzt zu werden. Dies war beispielsweise 
der Fall, wenn Kinder und Jugendliche durch angeb-
lich mangelnde Disziplin, Fernbleiben von der Schule 
oder Kritik am Regime auffielen. Die Jugendpolitik der 
SED reagierte hierauf mit drastischen Maßnahmen: 
Die widerständische Haltung der jungen Menschen 
sollte gebrochen werden. Im Zentrum der Maßnah-

men standen dabei nicht die Probleme des einzelnen 
Heranwachsenden, sondern die Anpassung an das 
gewünschte Verhalten und die Eingliederung in das 
„Kollektiv“. Das Regime zielte damit auf die „Umer-
ziehung“ der Kinder und Jugendlichen ab.

Das System der Spezialheime

Die „Umerziehung“ der nach offizieller Lesart „schwer-
erziehbaren“ Kinder und Jugendlichen fand in den 
sogenannten Spezialheimen der DDR statt. Bei den 
Spezialheimen handelte es sich um Einrichtungen, 
in denen die jungen Menschen über längere Zeit 
getrennt von ihrer Familie lebten. Der Alltag in den 
Spezialheimen war geprägt von dem Erziehungsan-
spruch des Regimes. Die „Umerziehung“ in den Spe-
zialheimen ging für die dort eingewiesenen Kinder 
und Jugendlichen mit massiven Unrechtserfahrungen 
einher. Für angebliches Fehlverhalten wurden die jun-
gen Menschen mit Strafen belegt, wie beispielsweise 
Freiheitsentzug, Reinigungsarbeiten und maßlosen 
Sportübungen.

Das System der Spezialheime bestand aus einzelnen 
Heimtypen wie beispielsweise Spezialkinderheimen 
und Jugendwerkhöfen. Die Spezialkinderheime wa-
ren für Kinder und Jugendliche bis 16 Jahre vorge-
sehen. In Jugendwerkhöfen wurde Jugendlichen im 
Alter von 14 bis 18 Jahren untergebracht. Im heutigen 
Sachsen-Anhalt gab es solche Jugendwerkhöfe an 
folgenden Orten: Bernburg, Burg, Eckartsberga und 
Wittenberg. Unter den Jugendwerkhöfen stach der 
Geschlossene Jugendwerkhof Torgau im heutigen 
Sachsen heraus. In den Geschlossenen Jugendwerk-
hof kamen Jugendliche, die sich der „Umerziehung“ 
in den Jugendwerkhöfen nicht gebeugt hatten (Q 4a). 
Hier sollte der Wille der jungen Menschen durch be-
sonders strenge Erziehungsmaßnahmen gebrochen 

„Umerziehung“ von Kindern und Jugendlichen

In den Spezialheimen, wie zum 
Beispiel Spezialkinderheimen und Jugendwerkhöfen, sollten 
die jungen Menschen dazu gebracht werden, sich an das 
Ideal der „sozialistischen Persönlichkeit“ anzupassen. Dafür 
sollten die Einstellung und das Verhalten der Kinder und Ju-
gendlichen grundsätzlich verändert werden. Der tiefgreifende 
Eingriff in die persönliche Entwicklung wurde in der DDR als 
„Umerziehung“ bezeichnet. Im Heimalltag erlebten die jungen 
Menschen die „Umerziehung“ zum Beispiel in Form von ideo-
logischen Schulungen und Strafen. Wenn auch körperliche 
Gewalt als Strafe offiziell verboten war, erfuhren dennoch 
vielen Kinder und Jugendliche in den Spezialheimen gewalt-
same Übergriffe. Die „Umerziehung“ stellte einen massiven 
Einschnitt in die Persönlichkeitsentwicklung dar und unter-
scheidet sich somit von der herkömmlichen Erziehung.

„Umerziehung“

„Erziehung zur sozialistischen 
Persönlichkeit“

Im Zentrum des Bildungssystems der DDR stand das Ziel, die 
Kinder und Jugendlichen zu „sozialistischen Persönlichkeiten“ 
zu erziehen. Die Erziehung und Bildung zielte – in den Worten 
des Bildungsgesetzes von 1965 – auf die Entwicklung „allsei-
tig gebildeter, das heißt sozialistisch bewußter, hochqualifizier-
ter, gesunder, geistig und körperlich leistungsfähiger, kultur-
voller Menschen“ ab. Die SED verband hiermit die Hoffnung, 
die jugen Menschen „zu Persönlichkeiten zu erziehen, die der 
Deutschen Demokratischen Republik, […] treu ergeben und 
bereit sind, sie zu stärken und zu verteidigen.“ Die Kinder und 
Jugendlichen sollten sich zu zuverlässigen Unterstützerinnen 
und Unterstützern des Regimes entwickeln.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/thema-04/
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werden. Neben den Spezialheimen existierten Nor-
malheime, die sich an junge Menschen ohne größere 
„Erziehungsschwierigkeiten“ richteten.

Die „Umerziehung“ im Jugendwerkhof

Die Einweisung der Heranwachsenden in den Ju-
gendwerkhof wurde in erster Linie vom Referat für 
Jugendhilfe auf Kreisebene angeordnet. Bei der Auf-
nahme in den Jugendwerkhof wurde ein sogenann-
tes „Erziehungsprogramm“ für den einzelnen Jugend-
lichen festgelegt (Q 4b). In diesem Programm wurden 
die Ziele für die „Umerziehung“ des Jugendlichen 
während des Aufenthalts im Heim bestimmt. Ein fester 
Bestandteil dabei war die politisch-ideologische Be-
einflussung der Jugendlichen. Die Jugendlichen soll-
ten zudem dazu gebracht werden, dass sie sich in das 
„Kollektiv“ – die Heimgruppe – einordnen und keinen 
Widerspruch zeigen. Ein wichtiges Ziel im Jugend-
werkhof war zudem, die Jugendlichen zu Disziplin 
zu erziehen. Als zentrales Mittel der Erziehung im Ju-
gendwerkhof galt Arbeit. Die Arbeitserziehung sollte 
die jungen Menschen in die Lage versetzen, ein fester 
Teil der Gesellschaft zu werden. Im Alltag des Jugend-
werkhofs bedeutete die Pflicht, einer Arbeit nachzu-
gehen, jedoch vor allem eine starke Belastung für 
die jungen Menschen. Jugendliche, die vor ihrer Zeit 
noch die Schule besucht hatten, wurden mit der Ein-

weisung in den Jugendwerkhof ausgeschult (Q 4c). 
Bei den Arbeitsstätten der Jugendlichen handelte es 
sich um Betriebe außerhalb des Heims.

Der Alltag im Heim

Im Jugendwerkhof waren die Jugendlichen einem 
massiven Druck ausgesetzt. Der Alltag folgte einem 
festgelegten Ablauf, der keine Möglichkeiten zur 
eigenständigen Freizeitgestaltung ließ. Ein gewöhnli-
cher Tagesablauf im Jugendwerkhof gestaltete sich 
wie folgt: Auf das Wecken der Jugendlichen um 6.00 
Uhr morgens folgte die Säuberung der Schlafräume. 
Neben der allgemeinen Reinigung der Räume muss-
te jeder Jugendliche sein eigenes Bett nach klaren 
Regeln herrichten. Erst danach gab es Frühstück. 
Um 7.30 Uhr begann schließlich die Arbeit. Nach dem 
Ende der Arbeit am Nachmittag folgte um 18.00 Uhr 
das Abendessen. Im Anschluss daran fanden oftmals 
politisch-ideologische Schulungen statt. Um 22.00 
Uhr herrschte schließlich Nachtruhe im Jugendwerk-
hof. Ein selbstbestimmtes Verlassen des Jugendwerk-
hofs war nicht möglich. Ein Besuch der Familie war 
nur zu festen Zeiten zugelassen und konnte bei Ver-
stößen gegen die Heimordnung komplett untersagt 
werden. Die Jugendlichen hatten daher nur ein einzi-
ges Mittel den Jugendwerkhof eigenständig zu verlas-
sen: die Flucht. Immer wieder entwichen Jugendliche 
aus den Heimen. Den Jugendlichen gelang es teilwei-
se über Tage hinweg, unentdeckt zu bleiben (Q 4d). 
Schlussendlich griff jedoch meist die Volkspolizei die 
Heranwachsenden wieder auf und brachte sie zum 
Jugendwerkhof zurück.

Mit dem Erreichen der Volljährigkeit wurden die He-
ranwachsenden aus dem Jugendwerkhof entlassen. 
Wenn auch die Heimzeit endete, blieb der staatliche 
Druck auf die jungen Menschen meist bestehen. Die 
lokalen Behörden wachten auch nach der Entlassung 
über das Verhalten der Heranwachsenden und stell-
ten sicher, dass sie einer Arbeit nachgingen (Q 4e). 
Ein freies Leben war so für viele ehemalige Insassen 
der Jugendwerkhöfe trotz der Entlassung über lange 
Zeit nicht möglich.

Ausbaumaurer bei der Lehrunterweisung, Archiv Stiftung Evangeli-
sche Jugendhilfe St. Johannis Bernburg.
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Das vorliegende Dokument des Geschlossenen Jugendwerkhofs Torgau vom 19. August 1973 richtete sich an 
den Jugendwerkhof Burg und informierte über die Aufenthaltsdauer und die Ziele für die „Umerziehung“ einer 
Jugendlichen.

Der Geschlossene Jugendwerkhof Torgau nahm Jugendliche auf, die sich zuvor der „Umerziehung“ in den 
Jugendwerkhöfen widersetzt hatten. Im Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau sollte der Wille der jungen 
Menschen durch besonders strenge Erziehungsmaßnahmen gebrochen werden. Nach dem Aufenthalt in Tor-
gau kehrten die Jugendlichen schließlich wieder in den ursprünglichen Jugendwerkhof – den sogenannten 
„Stammjugendwerkhof“ – zurück. Im Geschlossenen Jugendwerkhof Torgau wurden die jungen Menschen 
unter anderem in „Staatsbürgerkunde“ unterrichtet. Das Fach, das als auch an Schulen gelehrt wurde, dien-
te dazu, den Jugendlichen die sozialistische Ideologie zu vermitteln. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnung: 
„JWH“ (Jugendwerkhof).

Q 4a:  �Vermerk zum Aufenthalt einer Jugendlichen im Geschlossenen Jugendwerkhof 
Torgau vom August 1973

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1807891
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 71 Jugendwerkhof August Bebel, Burg, Nr. 1972, Bl. 89.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04a/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1807891
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Das vorliegende Dokument der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises Zwickau vom 23. März 1978 
informierte den Jugendwerkhof Bernburg über die vom Referat Jugendhilfe vorgegebenen Ziele für den Aufent-
halt im Jugendwerkhof.

Die „Abteilung Volksbildung“ des Rates des Kreises Zwickau war für den Bereich der Erziehung und Bildung auf 
Kreisebene zuständig. Das „Referat Jugendhilfe“ war der Abteilung Volksbildung unterstellt und unter anderem 
für die Einweisung von Jugendlichen in die Jugendwerkhöfe zuständig. Bei der „Jugendfürsorgerin“ handelt es 
sich um eine Mitarbeiterin des Referats Jugendhilfe, die für die Betreuung einzelner Jugendlicher verantwort-
lich war. Die Maßnahmen im Jugendwerkhof zielten im Besonderen darauf ab, dass sich die Jugendlichen an 
das geforderte Verhalten anpassen und sich in die Gemeinschaft – das sogenannte „Kollektiv“ – einordnen. 
Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „Abt.“ (Abteilung), „Ref.“ (Referat), „FDJ-GO“ (Grundorganisation der 
Freien Deutschen Jugend, Organisationseinheit).

Q 4b:  �Vermerk zum „Erziehungsprogramm“ einer Jugendlichen im Jugendwerkhof 
Bernburg vom März 1978

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04b/
https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1219336
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 541 Jugendwerkhof und Spezialkinderheim "Hübner Wesolek" Bernburg, Nr. 402, nicht paginiert.

Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 541 Jugendwerkhof und Spezialkinderheim "Hübner Wesolek" Bernburg, Nr. 402, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04b/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1219336
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Der Beschluss der Abteilung Volksbildung des Rates des Bezirkes Magdeburg vom 4. Juli 1975 informiert über 
die Ausschulung eines Jugendlichen in Vorbereitung auf dessen Einlieferung in einen Jugendwerkhof.

Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „geb.“ (geboren), „POS“ (Polytechnische Oberschule), „z. Zt.“ (zur 
Zeit), „JWH Torgau“ (Geschlossener Jugendwerkhof Torgau).

Q 4c:  �Beschluss zur Ausschulung eines Jugendlichen anlässlich der Aufnahme in 
einen Jugendwerkhof vom Juli 1975

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=124012
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 1 Bezirkstag und Rat des Bezirkes Magdeburg, Nr. 18099, Bl. 71.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04c/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=124012
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Das vom Volkspolizei-Kreisamt Saalkreis angefertigte Protokoll zum Verhör eines Jugendlichen zu dessen Flucht 
aus dem Jugendwerkhof wurde dem Jugendwerkhof Wittenberg ausgehändigt.

Bei einer „Strohdieme“ (kurz „Dieme“) handelt es sich um Stroh oder Heu, das bei der Ernte auf dem Feld zu 
einem Haufen errichtet wird. Die Redewendung „faßte mich an der Binde“ bedeutet, dass der Mitarbeiter des Ju-
gendwerkhofs den Jugendlichen am Kragen fasste. Aufschlüsselung der Kurzbezeichnungen: „VP Amt“ (Volks-
polizei-Kreisamt), „geb.“ (geboren), „ABV“ (Abschnittsbevollmächtiger, zuständig für polizeiliche Aufgaben in 
einem begrenzten Gebiet), „Ultn.d.VP.“ (Unterleutnant der Volkspolizei).

Q 4d:  �Verhörprotokoll des Volkspolizei-Kreisamtes Saalkreis zur Flucht eines Jugend-
lichen aus dem Jugendwerkhof Wittenberg vom Juni 1973

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1676226
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 541 Jugendwerkhof und Spezialkinderheim "Ernst Thälmann" Wittenberg, Nr. 1649, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1676226
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 541 Jugendwerkhof und Spezialkinderheim "Ernst Thälmann" Wittenberg, Nr. 1649, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04d/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1676226
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Die vorliegende Mitteilung der Abteilung Jugendhilfe des Rates des Kreises Zossen vom 31. Oktober 1978 zur 
Aufnahme einer Arbeit nach der Entlassung eines Jugendlichen aus dem Jugendwerkhof richtete sich an den 
Jugendwerkhof Bernburg.

Die „Abteilung Jugendhilfe“ beaufsichtigte unter anderem die Entwicklung der Jugendlichen, die in die Jugend-
werkhöfe eingewiesen wurden. Hierzu gehörte beispielsweise neben der Genehmigung von Besuchen bei der 
Familie auch die Vorbereitung der Entlassung. Bei der „Jugendfürsorgerin“ handelt es sich um eine Mitarbeite-
rin des Referats Jugendhilfe, die für die Betreuung einzelner Jugendlicher verantwortlich war. Aufschlüsselung 
der Kurzbezeichnungen: „geb.“ (geboren), „evtl.“ (eventuell).

Q 4e:  �Schreiben des Rates des Kreises Zossen zur Arbeitsaufnahme eines Jugend-
lichen nach der Entlassung aus dem Jugendwerkhof Bernburg vom Oktober 
1978

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1219336
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Landesarchiv Sachsen-Anhalt, M 541 Jugendwerkhof und Spezialkinderheim "Hübner Wesolek" Bernburg, Nr. 492, nicht paginiert.

https://landesarchiv.sachsen-anhalt.de/onlineangebote/quellennah/heft-05/thema-04/quelle-04e/
http://recherche.landesarchiv.sachsen-anhalt.de/Query/detail.aspx?ID=1219336
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